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Glossar 
AFM Amt für Mobilität des Kantons Zürich 

ARE Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich 

ARE Bund Bundesamt für Raumentwicklung 

ASP Abendspitzenstunde 

BFS Bundesamt für Statistik 

DWV Durchschnittlicher Werktagverkehr 

GVK Gesamtverkehrskonzept 

GVM Gesamtverkehrsmodell 

HVZ Hauptverkehrszeiten 

KLV Kombinierte Ladungsverkehr 

KXP Kontextplan 

LGF Leichte Güterfahrzeuge 

MIV Motorisierter Individualverkehr 

NVZ Nebenverkehrszeit 

ÖV Öffentlicher Verkehr 

ÖIV Öffentlicher Individualverkehr 

ONN Oberglatt – Niederglatt – Niederhasli 

PZU Planungsgruppe Zürcher Unterland 

PZU+ Planungsgruppe Zürcher Unterland plus 

rGVK Regionales Gesamtverkehrskonzept 

SBB Schweizerische Bundesbahn 

SGF Schwere Güterfahrzeuge 

ZMB Zweckmässigkeitsbeurteilung 

ZPF Zürcher Planungsgruppe Furttal 

ZVV Zürcher Verkehrsverbund 
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1 Einleitung 

1.1 Ausgangslage und Kontext 
Der Regierungsrat hat am 9. Januar 2018 das Gesamtverkehrskonzept (GVK) des Kantons 
Zürich beschlossen. Damit legt er die Ziele und Handlungsschwerpunkte für die Entwicklung 
des Gesamtverkehrssystems im Planungshorizont bis 2030 fest. Der Regierungsrat hat mit 
dem GVK die Grundsätze seiner Verkehrspolitik formuliert und positioniert sich damit bei 
wichtigen verkehrspolitischen Fragen und Planungen. Das GVK bildet neben dem Raumord-
nungskonzept (ROK) eine wichtige Grundlage für bauliche und betriebliche Massnahmen am 
Verkehrsnetz, an welchem sich die übrigen Planungen (z.B. Agglomerationsprogramme, re-
gionale Ausrichtung der Verkehrsinfrastruktur / Angebote) zu orientieren haben (vgl. Kanto-
naler Richtplan (KRP) Kap. 4.1.1).  

Der Regierungsrat richtet die Weiterentwicklung des Gesamtverkehrssystems an folgenden 
Leitsätzen aus: 

– Der Kanton Zürich leistet mit seinem Mobilitätsangebot einen wesentlichen Beitrag zur 
Sicherung eines wettbewerbsfähigen Lebens- und Wirtschaftsraums.  

– Die Weiterentwicklung des Gesamtverkehrssystems orientiert sich an den Erreichbar-
keits- bzw. Erschliessungvorgaben des ROK als Teil des KRP.  

– Die Raumplanung ermöglicht kurze Wege und trägt so zur Verkehrsvermeidung bei.  
– Der Kanton Zürich optimiert das Angebot des Gesamtverkehrssystems so, dass das 

Nachfrageverhalten die gegebenen Belastungsgrenzen respektiert.  
– Der Kanton Zürich stellt die Finanzierung und einen wirtschaftlichen staatlichen Mittelein-

satz im Verkehr sicher. 

Damit die Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung und Wirtschaft auch regional erfasst und 
räumlich abgestimmt werden können, werden gemäss Vorgaben KRP und unter Berücksich-
tigung des GVK regionale Gesamtverkehrskonzepte (rGVK) erarbeitet. Der KRP hält dies-
bezüglich in Kapitel 4.1.1 lit. d) folgendes fest: «Um Vorhaben mit zusätzlichem Koordinati-
onsbedarf weiterzuentwickeln und zu konkretisieren, sind die Grundlagen im Rahmen von 
regionalen Gesamtverkehrskonzepten zu überprüfen und nötigenfalls anzupassen oder zu 
ergänzen. Die gesetzlich geregelten Zuständigkeiten von Bund, Kanton, Regionen und Ge-
meinden bleiben gewahrt.»  

Entlang der übergeordneten Vorgabe wurden im Kanton Zürich bereits mehrere rGVK erar-
beitet. Für das Zürcher Unterland fehlt jedoch bisher eine konsistente Gesamtplanung Ver-
kehr. Im Hinblick auf die stark wachsende Bevölkerungs- und Beschäftigtenzahl und auf die 
zahlreichen regionalen Themen zur künftigen Gesamtverkehrsentwicklung haben der Kan-
ton Zürich und die Planungsgruppe Zürcher Unterland (PZU) die Erarbeitung eines rGVK 
vereinbart, welches neben dem Unterland, aufgrund der funktionalen Zusammenhänge, 
auch die Gemeinden Regensdorf und Buchs umfasst (Mitglieder der Zürcher Planungs-
gruppe Furttal ZPF) und als rGVK «Unterland plus» (rGVK PZU+) betitelt wird. 
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1.2 Stellenwert und Verbindlichkeit 
Wie im vorangehenden Kapitel erläutert, ist die Erarbeitung eines rGVK gemäss KRP Kapitel 
4.1.1 lit. d) vorgeschrieben. Es handelt sich dabei um ein kantonales Projekt unter der Fe-
derführung des Amts für Mobilität (AFM) in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Planungsre-
gionen, den Gemeinden, verschiedenen kantonalen Stellen und Transportunternehmen so-
wie den Nachbarregionen. Das rGVK nimmt dabei folgenden Stellenwert ein:  

– Gemäss dem KRP (Kap. 4.1.1 lit. d)) sind sämtliche Grundlagen (KRP, GVK, etc.) auf 
regionaler Ebene weiterzuentwickeln und zu konkretisieren.   

– Gemäss dem KRP (Kap. 4.1.3 lit. a)) sind die Ergebnisse aus den rGVK bei der Umset-
zung der Vorhaben des KRP und als Grundlage für allenfalls notwendige Anpassungen 
des KRP einzubeziehen. 

– Gemäss dem KRP (Kap. 4.1.3 lit. b)) sind Verkehrseinrichtungen wie Tram- und Busli-
nien mit den zugehörigen Haltestellen, Verbindungsstrassen, Fuss- und Velowege, Reit- 
und Wanderwege, ergänzende Schifffahrtslinien sowie Begleitmassnahmen (ein-
schliesslich Strassenraumgestaltung) in den regionalen Richtplänen festzulegen. Die 
Regionalplanungsgruppen erarbeiten die benötigten Grundlagen und sorgen im Rahmen 
ihres Mitwirkens bei den rGVK für die gemeindeübergreifende Koordination. 

– Die Ergebnisse aus dem rGVK stellen eine Grundlage dar für eine künftige (Teil-)Revi-
sion der regionalen Richtpläne. 

– Das rGVK bildet zudem eine notwendige, jedoch keine hinreichende Voraussetzung für 
die Erarbeitung eines Agglomerationsprogramms im selben Perimeter. Weitere Kriterien 
sind das Umsetzen der behördenverbindlichen Vorgaben des kantonalen und regionalen 
Richtplans (insbesondere in den Bereichen Verkehr / Siedlung), die Höhe des Problem-
drucks im gesamtkantonalen Vergleich, das Vorliegen bedeutender Massnahmen mit 
fortgeschrittenem Planungsstand und die Anforderungen des Bundes. 

Somit bildet das rGVK neben dem KRP und dem GVK sowie den regionalen Richtplänen die 
Richtschnur für alle nachgelagerten Planungen und ist eine wesentliche Fachgrundlage un-
ter anderem für die Weiterentwicklung 

– der Angebotsplanung des öffentlichen Verkehrs (ÖV) (regionale Verkehrskonferenzen),  
– der Strassenplanungen (Kanton/Gemeinden),  
– der Velonetzplanung (Kanton/Gemeinden) sowie 
– der Fuss- und Wanderwegplanung (Kanton/Gemeinden). 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich die verschiedenen Planungsinstrume bezüglich Ver-
bindlichkeit unterscheiden. Bei den Richtplänen aller Ebenen handelt es sich um behörden-
verbindliche Planungen gemäss §16 Planungs- und Baugesetz, welche von den Planungs-
trägern zu berücksichtigen sind. Hingegen sind die Gesamtverkehrskonzepte darauf abge-
stimmte Planungen mit Handlungsempfehlungen und Massnahmenlisten, an welchen die 
nachgelagerten Planungen auszurichten sind.  

Das rGVK PZU+ wird von der Projektaufsicht (vgl. Kapitel 2.1 Teilbericht Analyse) beschlos-
sen. Seitens der betroffenen Region bedingt dies die Zustimmung der Planungsregion Zür-
cher Unterland (Genehmigungs-Beschluss an der DV) sowie den Gemeinden Buchs und 
Regensdorf (Genehmigungs-Beschluss durch Vorstand Planungsregion Furttal). Es stellt so-
dann einen gemeinsam beschlossenen Orientierungsrahmen für Kanton, Region, Gemein-
den und Transportunternehmen dar, an dem künftige verkehrliche Vorhaben (regionale, 
kommunale und grössere private/öffentliche Bauvorhaben) auszurichten sind. Wie bereits 
erwähnt, entsteht aus dem rGVK PZU+ keine direkte Rechtsverbindlichkeit. Die Planung und 



  
 
rGVK Zürcher Unterland plus 
7/67 
 

 

 

Umsetzung der Massnahmen erfolgt auf Grundlage des jeweils anwendbaren Rechts, auf 
welche im rGVK nur verwiesen werden kann. Vorbehalten bleiben die dort vorgesehenen 
Entscheide der zuständigen Entscheidungsträger (Exekutive, Parlament, Stimmvolk) auf Ge-
meinde-, Kantons- und Bundesebene sowie allfällige Gerichtsentscheide. Nach der Verab-
schiedung des rGVK PZU+ sorgt das AFM in Zusammenarbeit mit den beiden Planungsre-
gionen Unterland und Furttal für ein periodisches Umsetzungsmonitoring.  

Das zentrale Ergebnis des rGVK PZU+ ist der von allen Partnern verabschiedete Teilbericht 
Ziele und Massnahmen. Hauptbestandteil sind die Massnahmen, welche einerseits bereits 
vorliegende Konzepte und Massnahmenplanungen berücksichtigen und andererseits neue, 
aus der Potenzial- und Schwachstellenanalyse abgeleitete Handlungsansätze bzw. -schwer-
punkte. Das rGVK PZU+ bleibt dabei auf einer groben Detaillierungsebene. Das Ausarbeiten 
von konkreten Projekten (z.B. Verkehrsmanagement, ÖV-Fahrpläne, Radwege) ist nicht Ge-
genstand des rGVK PZU+, es bildet aber Anstoss und Richtschnur für die detaillierten Pro-
jekte. Weiter enthält der Teilbericht Ziele und Massnahmen einen Umsetzungsplan, welcher 
die Massnahmen terminiert und die verantworlichen Stellen (Kanton, Region, Gemeinden, 
Transportunternehmen) benennt. In der Folge sind die Massnahmen von den verantwortli-
chen planerisch weiterzuverfolgen bzw. deren Planungen zu beginnen und mit bestehenden 
Planungen, die bestätigt oder verworfen werden, abzustimmen. 

1.3 Einbettung 
Die Einbettung des rGVK PZU+ in der Planungshierarchie ist in Abbildung 1 aufgezeigt. Das 
rGVK PZU+ ordnet sich auf regionaler Ebene unter dem GVK ein und basiert auf den über-
geordneten Grundlagen (langfristige Raumentwicklungsstrategie (LaRES) und KRP). In der 
Hierarchie unterhalb des rGVK PZU+ folgt die Ebene der kommunalen Planungen. 

 

 

Abbildung 1 Einbettung rGVK PZU+ in Planungshierarchie 

Quelle: AFM / KXP 
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Zusätzlich zur Berücksichtigung der kantonalen Planungsinstrumente erfolgte im Rahmen 
der Erarbeitung des vorliegenden rGVK PZU+ auch eine intensive Abstimmung mit den re-
gionalen Richtplänen, den regionalen ROK und den Agglomerationsprogrammen, welche 
durch Berücksichtigung der kommunalen Planungen ergänzt wurde. 

1.4 Grundlagen 
Die Erarbeitung des rGVK PZU+ basiert auf folgenden kantonalen, regionalen und kommu-
nalen Grundlagen: 

– Langfristige Raumentwicklungsstrategie Kanton Zürich (Stand 2014) 
– Kantonaler Richtplan (Stand 2017) 
– Gesamtverkehrskonzept des Kantons Zürich GVK (2018) 
– Agglomerationsprogramm Stadt Zürich – Glattal, 3. Generation (2016) 
– Prüfbericht des Bundes zum Agglomerationsprogramm Stadt Zürich – Glattal, 3. Gene-

ration (2018) 
– Massnahmenplan Fussverkehr, Agglomerationsprogramme der 3. Generation (2017) 
– Gesamtverkehrsmodell des Kantons Zürich (Stand 2013 
– Erhebung der Veloparkierungsanlagen an den wichtigsten ÖV-Haltestellen im Kanton 

Zürich (2020) 
– Daten zu den Kies- und Aushubtransporten im Kanton Zürich (2018) (Stand 2019) 
– Logistikstandortkonzept Kanton Zürich (2013) 
– Bewirtschaftungsgrundlagen in den Gemeinden des Kantons Zürich (2019) 
– Regionales Raumordnungskonzept Zürcher Unterland (2012) 
– Regionales Raumordnungskonzept Furttal «Regio-ROK Furttal» (2011) 
– Regionaler Richtplan Unterland (2018) 
– Regionaler Richtplan Furttal (2018) 
– Kommunaler Richtplan ONN Oberglatt – Niederhasli – Niederglatt (2019) 

1.5 Inhalte und Projektziele 
Das rGVK PZU+ ist langfristig ausgerichtet (Planungshorizont 2040) und definiert den Rah-
men für die künftige Entwicklung des Verkehrssystems unter Berücksichtigung siedlungspla-
nerischer Entwicklungen. Im rGVK PZU+ werden alle Verkehrsmittel und -teilnehmenden 
berücksichtigt und die Entwicklung des Gesamtverkehrssystems auf die Siedlungsentwick-
lung abgestimmt. Dies umfasst: 

– die inhaltliche und zeitliche Abstimmung der Entwicklung der Verkehrsträger bzw. der 
Netzinfrastruktur mit der Siedlungsentwicklung 

– die Koordination über die verschiedenen Ebenen Gemeinden, Region, Kanton, Nachbar-
kantone und Bund 

– sowie die Erarbeitung einer Grundlage für die Agglomerationsprogramme und für allfäl-
lige Teilrevisionen der regionalen Richtplanung. 
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Mit dem rGVK PZU+ soll zielgerichtetes und wirtschaftliches Handeln gewährleistet werden. 
Dazu sind verschiedene Aspekte in ihrem Zusammenwirken optimal zu berücksichtigen: 

– Optimale Wirkung durch koordinierte, konsequente und bedarfsweise auch rasche Um-
setzung von Lösungsansätzen und Massnahmen 

– Optimale Nutzung von Synergien durch inhaltliche und zeitliche Kombination und Koor-
dination von Massnahmen. Dies umfasst nebst der «technischen» Ebene vor allem auch 
das partnerschaftliche Handeln über alle Zuständigkeitsebenen hinweg. 

– Optimales Nutzen/Kosten-Verhältnis durch effiziente Massnahmen durch ein entspre-
chend griffiges Umsetzungsprogramm 

Für die Inhalte gelten die Vorgaben des kantonalen Richtplans. Gemäss Kapitel 4.1.3 lit. a) 
konkretisiert der Kanton im GVK das generelle Modalsplit-Ziel für wichtige Teilräume und 
Korridore, namentlich für die kantonalen Zentrumsgebiete sowie die einzelnen Planungsre-
gionen, und trifft die entsprechenden Festlegungen im KRP. Er überprüft das Gesamtver-
kehrsaufkommen sowie die Erreichung der Zielwerte im Rahmen des Gesamtverkehrscon-
trollings und leitet daraus den Handlungsbedarf ab. Er konkretisiert den Handlungsbedarf 
zusammen mit den Regionen und Gemeinden im Rahmen der rGVK und entwickelt darauf 
basierende Lösungsansätze und Massnahmen. Folgende Grundanforderungen hat das 
rGVK zu erfüllen (vgl. Kapitel 4.1.1 lit. d): 

– Aufgabenbezogene räumliche Abgrenzung des Bezugsgebiets; 
– Partnerschaftliche Zusammenarbeit der Planungsträger aller Stufen und der übrigen 

wichtigen Akteure; 
– Erarbeiten von bereichsübergreifenden, kurz- und mittelfristig umsetzbaren Massnah-

men, die zwischen den Verkehrsträgern abgestimmt sind und zur Erreichung der Ziele 
des kantonalen Richtplans beitragen; 

– Aufzeigen und Bewerten der Einflüsse auf die Wirkungsbereiche «Verkehrsqualität», 
«Mobilität», «Verkehrssicherheit», «Umweltqualität», «Siedlungs- und Landschaftsquali-
tät» sowie «Grundversorgung» und «Standortattraktivität für die Wirtschaft». 
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Der KRP enthält folgende spezifischen inhaltlichen Vorgaben an ein rGVK: 

– Strassen (Pt. 4.2.3 a): Der Kanton erarbeitet im Rahmen von rGVK die erforderlichen 
Grundlagen zur Beurteilung von Zweckmässigkeit und Dringlichkeit baulicher und be-
trieblicher Massnahmen (Strategie HVS) und passt das übergeordnete Strassennetz ge-
gebenenfalls den neuen Erkenntnissen an. 

– Strassen (Pt. 4.2.3 b): Regionen und Gemeinden wirken im Rahmen von rGVK bei der 
Überprüfung und Konkretisierung von Richtplanvorhaben mit, insbesondere bei der Pla-
nung von Begleitmassnahmen. Sie entwickeln Massnahmen zur Ver-besserung der 
Strassenraumgestaltung, vor allem in städtisch geprägten Räumen, bei Ortsdurchfahrten 
und bei Haltestellen des öffentlichen Verkehrs, und bezeichnen diese in den regionalen 
Richtplänen. 

– ÖV-Systeme (Pt. 4.3.3 a): Der Kanton sorgt mit den rGVK für eine gesamtheitliche Pla-
nung der ÖV-Systeme, insbesondere in den Stadtlandschaften Zürich, Winterthur, Glatt- 
und Limmattal. Bei geplanten Stadtbahnen sind das Trassee freizuhalten und der Betrieb 
bedarfsgerecht und schrittweise aufzunehmen. Soweit zweckmässig, ist ein Vorlaufbe-
trieb mit Bussen vorzusehen. 

– Tram und Bus (Pt. 4.3.3 b): Regionen und Gemeinden erarbeiten die Grundlagen für das 
Angebot und die Linienführung von Tram und Bus im Rahmen von rGVK und überführen 
diese in die regionalen Richtpläne. Dabei sind auch die notwendigen Massnahmen zur 
angemessenen Priorisierung des strassengebundenen öffentlichen Verkehrs aufzuzei-
gen. 

– Fuss- und Veloverkehr (Pt. 4.4.3 b): Die Regionen wirken bei der Erarbeitung von För-
dermassnahmen im Rahmen von rGVK mit. 

– Parkierung und verkehrsintensive Einrichtungen (Pt. 4.5.3 a): Der Kanton erarbeitet als 
Grundlage für die rGVK und die nachgelagerten Planungen Arbeitshilfen zu Begleitmass-
nahmen für verkehrsintensive Einrichtungen unter besonderer Berücksichtigung des 
Versorgungsaspekts mit Gütern des täglichen und des aperiodischen Bedarfs. 

– Parkierung und verkehrsintensive Einrichtungen (Pt. 4.5.3 c): Die Gemeinden überprüfen 
die Bau- und Zonenordnungen, den Erschliessungsplan, die Sondernutzungspläne so-
wie die Parkierungsverordnung und passen sie nötigenfalls den Erkenntnissen aus den 
rGVK an. 
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1.6 Perimeter 
Der Bearbeitungsperimeter für das rGVK PZU+ bilden die 30 Gemeinden aus dem Gebiet 
der PZU sowie die beiden Furttaler Gemeinden Regensdorf und Buchs. Der gesamte Peri-
meter ist in Abbildung 2 ersichtlich. 

 

 

Abbildung 2 Perimeter des rGVK PZU+ 

Quelle: AFM / KXP, gemäss Pflichtenheft, Stand 18. Februar 2020 
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2 Erkenntnisse und Handlungs-
bedarf 

2.1 Siedlung und Demographie 
Die Siedlungsstruktur ist dispers und heterogen. Dies zeigt sich durch die verschiedenen 
Raumtypen; von ländlich bis urban. Bülach (kantonales Zentrum) und Regensdorf (regiona-
les Zentrum) sind Teil der urbanen Wohnlandschaft. In diesen beiden Orten gibt es ein gros-
ses Angebot an Wohn- und Arbeitsnutzung sowie Versorgungseinrichtungen. Weitere regio-
nale Zentrumsgebiete sind Embrach und Dielsdorf. Zudem sind die Gemeinden Eglisau, Nie-
derglatt, Niederhasli und Oberglatt wichtige Arbeitsplatz- und Wohnstandorte. Die Siedlungs-
entwicklung sowie die Landschaft werden stark durch die Topographie geprägt. Dies führt 
dazu, dass sich zusammenhängende Landschaftskammern mit besonders wertvollen Le-
bensräumen bilden. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ sollen insbesondere diese heterogene Siedlungsstruktur und 
die daraus folgenden unterschiedlichen Bedürfnisse an die Mobilität berücksichtigt werden. 
Je nach Region oder Ortschaft gibt es unterschiedliche Mobilitätsbedürfnisse und folglich 
unterschiedliche Anforderungen an das Angebot der verschiedenen Verkehrsmittel. Zudem 
soll die Siedlungsentwicklung sowohl an Standorten mit einer guten ÖV-Erschliessung ge-
fördert werden, als auch ebenso stark in Zentrumsgebieten (Orte mit Zentrumsnutzung, Nut-
zungsvielfalt) 

Ein Grossteil der Einwohnenden pendelt zu den Zentren des Metropolitanraumes Zürich: in 
die Stadt Zürich und in die Glattalstadt (inklusive Flughafen). Weiter sind auch die Stadt Win-
terthur sowie das Limmattal wichtige Pendlerziele. Eine sekundäre Bedeutung für einen Teil 
der Region PZU+ haben die Städte Schaffhausen, Baden-Wettingen, Brugg und Waldshut. 
Für eine nachhaltige Entwicklung der Mobilität und des Modalsplits ist es wichtig, dass der 
Pendlerverkehr grössenteils mit dem ÖV sowie dem Veloverkehr abgewickelt werden kann. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll aufgezeigt werden, wie der Pendlerverkehr nachhaltig ab-
gewickelt werden kann und welche Optimierungsmassnahmen dazu notwendig sind.  

Die aktuellen kantonalen Prognosen sowie die regionalen Richtpläne (Unterland und Furttal) 
gehen von einem relativ starken Bevölkerunswachstum bis 2040 aus. Gleichzeitig wird das 
Wachstum der Beschäftigten in der Region PZU+ als moderat eingestuft. Eine zunehmende 
Bevölkerung bedeuted, dass auch die Mobilitätsnachfrage steigt. Die Gefahr besteht somit, 
dass das Verkehrssystem überlastet wird und daraufhin die Siedlungs- und Lebensqualität 
gemindert wird. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll aufgezeigt werden, wie die steigende Verkehrsnachfrage 
möglichst (flächen-)effizient und (siedlungs-)verträglich abgewickelt werden kann.   
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2.2 Landschaft und Umwelt 
Es gibt diverse attraktive Naherholungsgebiete (z.B. Katzensee, Lägern, Neeracher Ried, 
Rhein), welche starke Anziehungspunkte sind und eine überregionale Bedeutung haben. 
Diese Gebiete erzeugen insbesondere an Wochenenden sowie Ferien-/Feiertagen einen be-
trächtlichen Anteil Freizeitverkehr. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll aufgezeigt werden, wie die Mobilität auch beim Freizeitver-
kehr nachhaltig gestaltet werden kann. Eine wichtige Rolle spielt dabei die Verlagerung auf 
den ÖV sowie den Fuss- und Veloverkehr. 

Die Landschafts- und Lebensräume von Flora und Fauna werden teilweise vom Strassen- 
und Schienennetz sowie dem Flughafen Zürich zerschnitten. Zudem erzeugt das übergeord-
nete Verkehrsnetz (Hochleistungs-/Hauptstrassen sowie Gleisanlagen) teilweise eine hohe 
Lärmbelastung. Die Auswirkungen gehen zum Teil auch über die direkte Umgebung hinaus. 
Die Grenzwerte der Luftschadstoffe werden jedoch nur im unmittelbaren Umfeld der Nordum-
fahrung Zürich überschritten. 

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll aufgezeigt werden, wie der Verkehr siedlungs- und land-
schaftsverträglich abgewickelt werden kann.  

43% der gesamten jährlichen CO2-Emissionen in der Region PZU+ sind auf den Verkehr 
zurückzuführen. Aufgrund des stark auf den MIV ausgerichteten Verkehrsverhaltens weist 
die Region PZU+ beim Energieverbrauch und den CO2-Emissionen im Vergleich zum Ge-
samtkanton deutlich überdurchschnittliche Werte auf. In den urbaner geprägten Gemeinden 
wie Bülach, Bachenbülach oder Regensdorf kommt es bereits heute zu grossflächigen und 
starken Wärmebelastungen. 

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll eine nachhaltige und klimafreundliche Gestaltung der Mo-
bilität berücksichtigt werden. Insbesondere soll die Bevölkerung der Region PZU+ dazu mo-
tiviert werden, sich vermehrt mit dem ÖV sowie dem Fuss- und Veloverkehr fortzubewegen.    

2.3 Personen- und Güterverkehr 
Nachfolgend werden die zentralen Schlussfolgerungen sowie der daraus resultierende 
Handlungsbedarf aus der Analyse in Bezug auf den Personen- und Güterverkehr gezogen. 
Es werden dabei folgende sechs Themenfelder unterschieden: 

– Gesamtmobilität 
– Fussverkehr 
– Veloverkehr 
– Öffentlicher Verkehr 
– Motorisierter Individualverkehr 
– Güterverkehr 
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2.3.1 Gesamtmobilität 

Die Mobilität in der Region ist heterogen, die Grundvoraussetzungen zwischen den verschie-
denen Gemeinden unterscheiden sich teilweise deutlich voneinander. Das urbane Zentrum  
Bülach sowie die nahe beim nationalen Zentrum Zürich gelegenen Gemeinden weisen einen 
höheren ÖV-Anteil am Gesamtverkehr auf. Zudem weisen diese Ortschaften auch gute Vo-
raussetzungen für den Veloverkehr auf. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll in den urbanen Zentren sowie den umliegenden Gemeinden 
mit geeigneten Massnahmen eine weitere Zunahme des ÖV-Anteils sowie des Fuss- und 
Veloverkehranteils erreicht werden. Damit kann auch die Belastung durch den MIV in den 
Ortszentren, auf den Ortsdurchfahrten sowie den Wohngebieten reduziert und damit die Le-
bensqualität verbessert werden.  

In den ländlicheren und peripher gelegenen Gemeinden wird der MIV auch künftig eine wich-
tige Rolle spielen. Hier ist die Nachfrage für eine gute bis sehr gute ÖV-Erschliessung zu 
gering, ein Basisangebot ist jedoch überall vorhanden. Heute wird der MIV oft für die gesamte 
Wegstrecke aus diesen Gemeinden genutzt. Die Voraussetzungen für Wegketten aus der 
Kombination von MIV und ÖV oder Velo und ÖV sind jedoch gegeben. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ sollen kombinierte Wegketten (MIV/ÖV oder Velo/ÖV) gestärkt 
werden. Dafür soll ein entsprechendes Angebot bei den Bahnhöfen geschaffen werden. Da-
mit können auch die ländlichen und peripheren Gemeinden einen Beitrag zur nachhaltigeren 
Gestaltung der Mobilität sowie zur Entlastung der regionalen, kantonalen und nationalen 
Zentren leisten.  

Der Bahnhof Bülach sowie der Flughafen Zürich übernehmen die Funktion wichtiger regio-
naler Verkehrsdrehscheiben. Weitere wichtige Umsteigepunkte sind die Bahnhöfe Dielsdorf, 
Embrach, Hüntwangen-Wil, Niederglatt, Oberglatt und Regensdorf.  

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ sollen diese attraktiven Umsteigepunkte weiter gefördert wer-
den und mit zusätzlichen Dienstleistungen zur Steigerung der Multimodalität (z.B. Sharing-
Angebote) ausgebaut werden. Die verschiedenen Verkehrsmittel sollen an diesen atttrakti-
ven Umsteigepunkten optimal untereinander vernetzt werden.  

Die Ortsdurchfahrten in der Region PZU+ weisen oft eine grosse Trennwirkung auf und der 
Verkehr kann nicht siedlungsverträglich abgewickelt werden. Das Aufwertungspotenzial ist 
gross. Eine Herausforderung bei der Umgestaltung von Ortsdurchfahrten sind jedoch oft die 
knappen Platzverhältnisse, welche die Ausarbeitung einer guten Lösung erschweren. In sol-
chen Fällen bietet eine Geschwindigkeitsreduktion viel Potenzial, um innerhalb der öffentli-
chen Parzelle eine Verbesserung zu erzielen.  

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ sollen die Strassenräume so umgestaltet werden, dass diese 
zu attraktiven Lebensräumen werden, unter Berücksichtigung aller Nutzergruppen. Von die-
ser Umgestaltung profitieren auch der Fuss- und Veloverkehr sowie der ÖV. 

In der Region PZU+ werden Massnahmen des Mobilitätsmanagements nur wenig eingesetzt. 
Dieser Bereich würde jedoch viel Potenzial bieten, um die Mobilität an der Quelle zu beein-
flussen und damit nachhaltiger zu gestalten. 
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Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll insbesondere in Entwicklungsgebieten und bei Neuplanun-
gen die Mobilität aktiv gesteuert werden. Dabei soll auch der Einsatz resp. Ausbau von Sha-
ring-Angeboten (z.B. Velo, Auto etc.) im Fokus stehen.    

2.3.2 Fussverkehr 

Der Fussverkehr hat aus regionalplanerischer Sicht eine geringe Bedeutung. In Bezug auf 
die kurzen Distanzen (< 2km) ist der Fussverkehr das effizienteste Verkehrsmittel und auch 
für die erste resp. letzte Meile insbesondere im Zusammenhang mit dem ÖV (Zugang zur 
Haltestelle) ist der Fussverkehr relevant. Diese Wege spielen sich jedoch alle innerhalb der 
Gemeinde resp. der Stadt ab und sind daher von kommunaler, aber nicht von regionaler 
Bedeutung. Der Freizeit-Fussverkehr hat keinen relevanten Anteil am Alltagsverkehr. Mass-
nahmen für den Freizeitverkehr können deshalb keinen nennenswerten Beitrag zur nachhal-
tigeren Mobilität leisten.  

Handlungsbedarf: 
In der gesamten Region besteht in den meisten Gemeinden beim Fussverkehr Handlungs-
bedarf: Verdichtung Wegnetz, Erhöhung Attraktivtät, Verbesserung Zugänglichkeit ÖV-
Haltestellen. Dieser ist aber grossmehrheitlich von kommunaler Bedeutung. Im Rahmen des 
rGVK PZU+ wird für den Fussverkehr kein Handlungsbedarf von regionaler Bedeutung aus-
gewiesen. Der Fussverkehr ist somit auch nicht Teil der Massnahmen des rGVK.  

2.3.3 Veloverkehr 

In der Region PZU+ gibt es bereits ein dichtes Netz für den Velo-Alltagsverkehr. Auf dem 
bestehenden Velo-Alltagsnetz sind jedoch zahlreiche Schwachstellen vorhanden und insbe-
sondere auf den Nebenrouten fehlt oft eine Veloinfrastruktur. Das Alltagsnetz wird ergänzt 
durch zahlreiche Freizeitrouten. Wie beim Fussverkehr können Massnahmen für den Frei-
zeitverkehr jedoch keinen nennenswerten Beitrag zur nachhaltigeren Mobilität leisten.   

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ sollen die bestehenden Schwachstellen behoben und fehlende 
Infrastrukturen ergänzt werden, sodass ein durchgängiges und attraktives Velo-Alltagsnetz 
entsteht.   

Das Verlagerungspotenzial auf den Veloverkehr wird als gross eingeschätzt; insbesondere 
in den dichter besiedelten Gebieten sowie als Zubringer zum ÖV. Zum einen wird das Velo 
als Verkehrsmittel immer beliebter (Velo-Boom). Zum anderen wird mit dem MIV ein be-
trächtlicher Anteil an kurzen Wegstrecken zurückgelegt. Über kurze und mittlere Distanzen 
eignet sich das Velo besonders gut, für Distanzen bis 15km insbesondere das E-Bike. Wich-
tig ist, dass bei Infrastrukturplanungen die Anforderungen der Velos und E-Bikes in Bezug 
auf den Flächenbedarf und die Infrastruktur berücksichtigt werden. Berücksichtigt werden 
soll auch das Konfliktpotenzial der E-Bikes aufgrund der hohen Geschwindigkeiten. 

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll die Veloinfrastruktur so optimiert werden, dass die unter-
schiedlichen Bedürfnisse der Velofahrenden sowie die aktuellen Entwicklungen (E-Bike) be-
rücksichtigt werden.  

In der Region PZU+ ist aktuell kein Velosharing-Angebot in Betrieb. Insbesondere in urbanen 
Regionen kann der Einsatz eines Velosharing-Angebotes aber zur Förderung der Multimo-
dalität beitragen. 
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Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll geprüft werden, in welcher Form ein Velosharing-Angebot 
in der Region PZU+ oder in Teilen davon etabliert werden könnte.   

2.3.4 Öffentlicher Verkehr 

Der ÖV hat zurzeit noch einen geringen Anteil am Modalsplit. Die urbanen Gebiete in der 
Region PZU+ sind gut mit dem ÖV erschlossen. Je ländlicher die Gemeinden aber liegen, 
desto mehr nimmt die Erschliessungsqualität ab. Ein Grundangebot ist jedoch überall vor-
handen. 

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll die ÖV-Erschliessung insbesondere in die ländlichen und 
peripheren Gebiete optimiert werden, um den geringen Modalsplit-Anteil zu erhöhen.  

Die Umsteigebeziehungen (Bus-Bahn) funktionieren in der ganzen Region PZU+ gut. Jedoch 
gibt es zahlreiche Kapazitätsengpasse; zum einen in Bezug auf das Angebot (Takt, Gefäss) 
und zum anderen in Bezug auf die Infrastruktur (überlastete Strassen/Knoten, fehlende ÖV-
Priorisierung).  

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ sollen die Kapazitätsengpässe im ÖV-Netz behoben und das 
Angebot unter Berücksichtigung des Nachfragepotenzials ausgebaut werden. Dadurch soll 
der ÖV-Anteil am Modalsplit erhöht werden.  

2.3.5 Motorisierter Individualverkehr 

Die Region ist durch das übergeordnete Strassennetz in alle Richtungen mit dem MIV gut 
erschlossen. Auf den Hauptverkehrsstrassen gibt es jedoch diverse Kapazitätsengpässe. 
Diese Kapazitätsengpässe führen zu Schleichverkehr in den Quartieren. Dadurch wird die 
Verkehrssicherheit, aber auch die Lebensqualität der Bewohnenden beeinträchtigt. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll mithilfe von regionalen Verkehrssteuerungen aufgezeigt 
werden, wie der Verkehr an «geeigneten Stellen» dosiert und auf die Hauptachsen gelenkt 
werden kann.   

Die Region PZU+ weist einen sehr hohen MIV-Anteil am Modalsplit auf. Die Gefahr besteht, 
dass durch das Bevölkerungswachstum und die demographische Alterung dieser hohe MIV-
Anteil weiter zunimmt oder auf sehr hohem Niveau verharrt. Gemäss Prognossen wird ein 
MIV-Zuwachs von ca. 20% erwartet. 

Handlungsbedarf:  
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll aufgezeigt werden, wie primär MIV-Fahrten vermieden wer-
den können. Wo dies nicht möglich ist, soll eine Verlagerung auf den ÖV resp. den Fuss- 
und Veloverkehr angestrebt sowie auf eine verträgliche Abwicklung des MIV geachtet wer-
den.  

Bei der privaten Parkierung sind in vielen Gemeinden hohe Werte für die Mindestanzahl der 
Abstellplätze vorgeschrieben. Reduktionsfaktoren in Form von autoreduzierten oder auto-
freien Siedlungen oder Mobilitätskonzepte sind oft nicht vorgesehen.  

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ sollen die kommunalen Regelungen zur privaten Parkierung 
überprüft und in Bezug auf eine nachhaltige Entwicklung der Mobilität optimiert werden.  
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Ein weiteres grosses Problem in der Region PZU+ ist das Valet-Parking, die arealexterne 
Flughafenparkierung. Das Verkehrsaufkommen wird dadurch erhöht und die Kapazitätseng-
pässe verschäft. Mit dem Verwaltungsgerichtsentscheid vom August 2021 kann das Valet-
Parking des Flughafens nun besser geregelt werden. 

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll – vorbehältlich den ungeklärten rechtlichen Fragen – Valet-
Parking im Perimeter PZU+ ausgeschlossen werden.     

2.3.6 Güterverkehr 

In der Region PZU+ gibt es einen hohen Anteil an Schwerverkehr. Grund dafür sind die 
zahlreichen Kiesabbaugebiete. Der Anteil des Bahnverlads gegenüber der Strasse ist klein. 
Dennoch hat die Region PZU+ im Vergleich zu den übrigen Regionen im Kanton Zürich den 
grössten Anteil am Bahnverlad. 

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll der Bahnverlad weiter gesteigert werden.  

Auch in der Region PZU+ hat das veränderte Konsumverhalten in den letzten Jahren zu 
einer starken Zunahme von Lieferfahrten in Wohngebieten geführt. Dadurch wird die Wohn- 
und Lebensqualität beeinträchtigt und das Unfallrisiko steigt. Koordinationen in der Feinver-
teilung von Konsumgütern werden durch die verschiedenen Lieferanbieter nicht gemacht. 

Handlungsbedarf: 
Im Rahmen des rGVK PZU+ soll der Güterverkehr insbesondere innerhalb der Siedlungsge-
biete «verkehrssparend» organisiert werden.   
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3 Zukunftsbild und Ziele 

3.1 Grundlage und Grundsätze 
Das Zukunftsbild des rGVK PZU+ basiert auf dem regionalen Raumordnungskonzept Zür-
cher Unterland (2012) und dem Regio-ROK Furttal (2011). Diese beiden Dokumente wurden 
in Bezug auf die verkehrlichen Aspekte und die Mobilität konkretisiert resp. vertieft. Folgende 
Grundsätze wurden dabei berücksichtigt: 

– Orientierung an übergeordneten Grundlagen  
– Ausrichtung an den Prinzipien der ökologischen, ökonomischen und sozialen Nachhal-

tigkeit 
– Optimierung des Gesamtverkehrsangebots, so dass die Nachfrage unter Einhaltung der 

Belastungsgrenzen abgewickelt werden kann.  

Mit dem rGVK PZU+ wird weiter die «Vier-V-Strategie» als Grundsatz für eine nachhaltige 
Mobilitätsgestaltung verfolgt:  

 

 

Abbildung 3 4-V-Strategie: Verkehr vermeiden, verlagern, vernetzen und verträglich gestalten 

Quelle: KXP 
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– Vermeiden – Fördern von kurzen Wegen: Durch die konsequente Abstimmung von 
Verkehrs- und Siedlungsplanung (Personenverkehr) und die Bündelung von Warenströ-
men (Güterverkehr) wird das künftige Verkehrswachstum (bezogen auf die Verkehrsleis-
tung) möglichst minimiert. Durch verschiedene nahe beieinander liegende Nutzungen 
und Aktivitäten (innerhalb des gleichen Areals resp. Ortszentrums oder im unmittelbaren 
Umfeld) können viele Bedürfnisse mit kurzen Wegen erfüllt und miteinander verknüpft 
werden. Der Arbeitsverkehr wird durch die Förderung von ortsunabhängigem Arbeiten 
reduziert. Die Mobilitätsbedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft werden weiterhin 
gewährleistet.  

– Verlagern – Stärken der flächen- und ressourceneffizienten Verkehrsmittel: Die 
Siedlungs- und Aufenthaltsqualität sowie die Landschaft und Natur sollen möglichst we-
nig durch den Verkehr beeinträchtigt werden. Folglich soll die Verkehrsmittelwahl zu-
gunsten der flächen- und ressourceneffizienten Verkehrsmittel verlagert werden. Hierzu 
werden so genannte Push- und Pull-Massnahmen eingesetzt. Diese bewirken einerseits 
durch Druck (Push) und andererseits durch Anreize (Pull) eine Verlagerung vom MIV auf 
den ÖV sowie den Fuss- und Veloverkehr und schaffen damit Reserven auf dem Stras-
sennetz für diejenigen Nutzergruppen, welche auf die MIV-Nutzung angewiesen sind. 
Ausserdem wird die Erreichbarkeit der Gemeinden in der Region PZU+ insbesondere 
mit dem Velo und dem ÖV verbessert. 

– Vernetzen der verschiedenen Verkehrsmittel: Die digitale Vernetzung und die Vernet-
zung verschiedener Verkehrsmittel wird auf regionaler Ebene vorangetrieben, um das 
Gesamtverkehrssystem effizienter zu gestalten und den Zugang zu Mobilitätsdienstleis-
tungen zu erleichtern. Die Vernetzung trägt dazu bei, die Ziele der Vermeidung, Verlage-
rung und verträgliche Gestaltung des Verkehrs zu erreichen. 

– Verträgliche Gestaltung des Verkehrs: Der verbleibende Verkehr wird möglichst um-
welt-, natur- und siedlungsverträglich sowie verträglich bezüglich der Kapazität und Fi-
nanzierbarkeit der Infrastruktur abgewickelt. Durch die Aufwertung der Strassenräume 
wird die Aufenthaltsqualität, die Nutzungsvielfalt, die Belebung und indirekt die Fortbe-
wegung zu Fuss und mit dem Velo erhöht und ein gutes Stadtklima geschaffen. Dies 
trägt massgeblich zur hohen Lebensqualität in der Region PZU+ bei. 
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3.2 Zukunftsbild des rGVK PZU+ 
Die Region PZU+ wird geprägt von fünf dynamisch städtischen Räumen mit einer starken 
Nahmobilität. Diese Räume übernehmen meistens gleichzeitig auch eine kantonale resp. 
regionale Zentrumsfunktion. Folgende fünf Räume gehören dazu:  

– Bülach / Bachenbülach 
– Dielsdorf 
– Embrach 
– Oberglatt / Niederglatt / Niederhasli 
– Regensdorf 

Grundvoraussetzung für eine starke Nahmobilität ist eine Mindest-Siedlungsdichte und ein 
geeigneter Nutzungsmix, welche kurze Wege zulassen (Stadt der kurzen Wege). Die Mehr-
heit der Wege kann dadurch zu Fuss absolviert werden. Auch der Veloverkehr ist bei der 
städtischen Nahmobilität ein wichtiges Verkehrsmittel.  

Die dynamisch städtischen Räume werden umgeben von zusammenhängenden Gebieten in 
welchen ein Potenzial für nachhaltige Mobilitätsformen, insbesondere den Veloverkehr, vor-
handen ist. In diesen Gebieten werden teilweise auch grössere Distanzen überwunden (z.B. 
um ins Zentrum der dynamisch städtischen Räume zu gelangen). Aus diesem Grund liegt in 
diesen Gebieten der Fokus auf der Stärkung des Veloverkehrs.  

In den zuvor erwähnten Gebieten soll der MIV in Zukunft eine untergeordnete Rolle spielen. 
In den ländlich geprägten Räumen (z.B. Weiach) wird der MIV auch künftig eine dominie-
rende Rolle einnehmen. Dennoch soll auch in diesen Räumen insbesondere der Veloverkehr 
in Abhängigkeit der Situation gefördert werden; z.B. für die erste/letzte Meile als Zubringer 
zur Bahn. 

Verbunden werden die verschiedenen Teilräume durch Verbindungen von überregionaler 
resp. regionaler Bedeutung. Durch die überregionalen Verbindungen werden insbesondere 
die dynamisch städtischen Räume untereinander und mit den umliegenden kantonalen Zen-
tren verbunden. Die regionalen Verbindungen dienen der Vernetzung innerhalb der Region 
PZU+ und binden unter anderem auch die ländlichen Räume an die Zentrumsgebiete an.  

Der Bahnhof Bülach mit seinen Fernverkehrsanschlüssen übernimmt die Funktion einer kan-
tonalen Mobilitätsdrehscheibe. Zum Bahnhof Bülach verkehren diverse regionale Buslinien, 
welche einen grossen Teil des Zürcher Unterlands umsteigefrei erschliessen. Im Projektpe-
rimeter gibt es fünf weitere Bahnhöfe, welche die Funktion einer regionalen Mobilitätsdreh-
scheibe übernehmen. Auch diese Bahnhöfe sind ein wichtiger Umsteigepunkt (Bus-Bahn) 
und für die Multimodalität und Vernetzung der Verkehrsmittel relevant.  
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Abbildung 4 Zukunftsbild rGVK PZU+ 

Quelle: AFM / KXP, gemäss Regio-ROK Furttal vom 19. Oktober 2011 und Regionales 
Raumordnungskonzept Zürcher Unterland vom 29. August 2012. 
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3.3 Ziele des rGVK PZU+ 
An den übergeordneten Zielen des kantonalen GVK als Rahmenbedingung orientiert, leiten 
sich für das rGVK PZU+ nachfolgende spezifische Ziele ab. Die Angaben zum Modalsplit 
entsprechen dabei den Vorgaben des kantonalen GVK für die Region.  

1) Steuerung der Verkehrsnachfrage und Verkehrsmittelwahl 
– Reduktion der Tagesdistanzen im Personenverkehr 
– Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am Quell-, Ziel- und Binnenverkehr 

– Bis 2030 mind. 20% ÖV-Anteil (max. 80% MIV-Anteil) – «bimodaler Split)   
 + 50% ÖV 

– Bis 2030 mind. 8% Veloverkehrsanteil bei Wegetappen  Verdoppelung Velo 
– Bis 2030 mind. 50% Fussverkehrsanteil bei Wegetappen  leichte Erhöhung FV 
– Verkehrszuwachs (Neuverkehr) mind. 50% ÖV-Anteil (max. 50% MIV-Anteil) 

– tageszeitlich gleichmässigere Auslastung der Strassen und der Angebote im ÖV 
– Optimale Ver-/Umladestationen für Logistik- und Güterverkehr (kurze Wege, Bahnanteil 

erhöhen) 

2) Optimieren des Verkehrsangebots 
– Optimierung der Erreichbarkeit mit dem ÖV, insbesondere in der urbanen Wohnland-

schaft 
– Erhalt der Erreichbarkeit mit dem MIV 
– Schaffung eines attraktiven regionalen Velonetzes 
– Verbesserung der lokalen Fuss- und Veloverkehrsinfrastruktur (Netz & Qualität) 
– optimale Vernetzung der Verkehrsmittel 

3) Siedlungsqualität erhöhen 
– Lenkung des MIV-Durchgangsverkehrs auf das übergeordnete Netz  
– Verbesserung der Siedlungsverträglichkeit des Strassenverkehrs 
– Verminderung der Luft- und Lärmbelastungen und des Energieverbrauchs 
– Minimierung des Bodenverbrauchs, der Versiegelung und der Trennwirkung durch Ver-

kehrswege 

4) Verbesserung der Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilnehmenden 
– Steigern der objektiven Verkehrssicherheit 
– Steigern der subjektiven Verkehrssicherheit 

5) Sicherstellen der Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit 
– Sicherstellen der Finanzierbarkeit des Gesamtverkehrsangebots 
– Sicherstellen der effizienten Mittelverwendung für das Bereitstellen des Gesamtver-

kehrsangebots 
– Optimieren der Eigenwirtschaftlichkeit des Gesamtverkehrsangebots 
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4 Handlungsstrategien 
Mit den Handlungsstrategien sollen die Ziele gemäss Kapitel 2.3 erreicht werden. Zu folgen-
den fünf Themenbereichen wurden jeweils eine oder mehrere Handlungsstrategien entwi-
ckelt: 

Gesamtmobilität 
– Handlungsstrategie GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und bestehen-

den Nutzungen 
– Handlungsstrategie GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 

verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 
– Handlungsstrategie GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 

Veloverkehr 
– Handlungsstrategie VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 

Öffentlicher Verkehr 
– Handlungsstrategie ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 

Motorisierter Individualverkehr 
– Handlungsstrategie MIV01: Steuerung des Verkehrs und Kanalisierung des MIV 
– Handlungsstrategie MIV02: Situationsgerechte Regelung der Parkierung 
– Handlungsstrategie MIV03: Ausschluss von Valet-Parking 

Güterverkehr 
– Handlungsstrategie GV01: Steigerung des Anteils der Bahn beim Güter-Schwerverkehr 
– Handlungsstrategie GV02: Förderung einer nachhaltigeren Feinverteilung im Konsum-

güterverkehr 

Für jede Handlungsstrategie wurde ein separates Handlungsstrategieblatt entwickelt, wel-
ches sich in Kapitel 4.4 befindet. Integriert in dieses Handlungsstrategieblatt sind die ver-
schiedenen Massnahmenbereiche, welche in Kapitel 4 erläutert werden.  
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Abbildung 5 Aufbau und Inhalt der Handlungsstrategieblätter 

Quelle: KXP 

 

4.1 Handlungsstrategie Gesamtmobilität 
GM01 - Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und bestehenden Nutzungen 

Das Auto ist für einen grossen Teil der Bevölkerung weiterhin erste Wahl bei den Verkehrs-
mitteln. Bestärkt wird dies durch die bestehenden Siedlungsstrukturen, Wohnüberbauungen 
oder Arbeitsstätten, aber auch in geplanten Überbauungen. MIV-Abstellplätze werden viele 
bereitgestellt, Massnahmen zur Förderung anderer Verkehrsmittel oder zur Ermöglichung 
kurzer Wege werden jedoch fast keine unternommen. Mit geeigneten Massnahmen soll die 
Mobilität bereits an der Quelle beeinflusst und nachhaltiger gestaltet werden. 

Bei der nachhaltigen Mobilität sollen zum einen die Mobilitätsbedürfnisse verringert werden 
(Stadt der kurzen Wege) und zum anderen die verbleibenden Mobilitätsbedürfnisse mit ge-
ringen negativen Auswirkungen befriedigt werden (Siedlungs- und Umweltverträglichkeit). 
Dadurch können die Luft- und Lärmbelastungen sowie die Trennwirkung des Verkehrs ge-
senkt und die Verkehrssicherheit für alle Verkehrsmittel erhöht werden. Davon profitiert nicht 
nur die Wohn- und Aufenthaltsqualität, sondern auch die Landschaftsqualität. Zudem wird 
bei einer «Stadt der kurzen Wege» die Nutzungsvielfalt in der Gemeinde / Stadt erhöht, wo-
von letzlich auch die Wirtschaft profitiert. Unter anderem durch zusätzliche Arbeitsplätze.  

 

GM02 - Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer verträglichen Abwick-
lung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

Viele Strassen, welche durch die Ortszentren des Zürcher Unterlandes sowie der Gemein-
den Buchs und Regensdorf führen, sind verkehrsorientiert gestaltet. Folglich ist die Trenn-
wirkung hoch. Dies betrifft insbesondere Kantonsstrassen, in einigen Fällen auch kommu-
nale Strassen, obwohl dort der Handlungsbedarf aufgrund der geringeren Verkehrsbelastung 
oft weniger dringlich ist. 
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Durch die Aufwertung der Strassenräume sollen die Zentren und Ortskerne gestärkt und 
belebt werden. Auch soll die Verkehrssicherheit erhöht und die Anteile von Fuss-, Velo- und 
öffentlichem Verkehr am Modalsplit gesteigert werden. Diese Aspekte führen dazu, dass die 
Aufenthaltsqualität für die Bevölkerung gesteigert werden kann, wovon indirekt auch die an-
sässige Wirtschaft profitiert (z.B. Gastronomie, Einkauf, etc.). Ist mit der Aufwertung eine 
Verstetigung und/oder Abnahme des MIV verbunden, nimmt auch die Lärm- und Schadstoff-
belastung ab, was sowohl Mensch als auch Landschaft zugute kommt. Durch attraktivere 
Gestaltung und weniger starke Betonung der Längsachse soll die Trennwirkung reduziert 
und das Queren sowohl für den Fuss- als auch den Veloverkehr vereinfacht werden. 

 

GM03 - Förderung der Multi- und Intermodalität 

Mit der Vernetzung, Diversifizierung und Flexibilisierung in der Mobilität nehmen Bahnhöfe 
eine immer wichtigere Rolle ein. Mit der gezielten Siedlungsentwicklung um die Bahnhöfe 
wird deren Bedeutung weiter zunehmen. Künftig müssen sie deshalb noch stärker als Schar-
niere zwischen verschiedenen Verkehrsmitteln dienen. Das Angebot an vielen Bahnhöfen 
genügt den heutigen Anforderungen oft nicht mehr. Das ungenügende Angebot für eine Ver-
knüpfung verschiedener Verkehrsmittel schränkt die Intermodalität ein. Die fehlende Attrak-
tivität führt zu einem ungenutzten Potenzial für den öffentlichen Verkehr. 

Durch gezielte Verbesserungen im Bereich der Inter- und Multimodalität soll ein Beitrag zur 
nachhaltigen Gestaltung der Mobilität geleistet werden. Bahnhöfe sollen als attraktive Um-
steigepunkte zwischen den verschiedenen Verkehrsträgern dienen. Dabei ist sowohl die Zu-
gänglichkeit zum Bahnhof als auch das Angebot beim Bahnhof selbst wichtig. MIV-Wege 
sollen dadurch durch Wegketten unter Einbezug nachhaltigerer Verkehrsmittel ersetzt wer-
den, wovon die Aufenthalts- und Landschaftsqualität profitiert (u.a. weniger Lärm- und 
Schadstoffemissionen). Gemeinden und Städte, welche mit nachhaltigen Verkehrsmitteln 
gut erschlossen sind (z.B. durch attraktive Umsteigebeziehungen am nächstgelegenen 
Bahnhof), haben eine hohe Attraktivtät für Pendler und sind somit wirtschaftlich attraktive 
Standorte.  

4.2 Handlungsstrategie Veloverkehr 
Beim Veloverkehr liegt der Fokus klar auf dem Alltagsverkehr. Die Ziele sowie Massnahmen 
zielen darauf ab, den Veloverkehr im Alltag zu verbessern und zu fördern und damit einen 
Beitrag zu leisten zu einer nachhaltigeren Mobilitätsgestaltung. Die im Verlauf der Projektbe-
arbeitung identifizierten Mängel im Veloroutennetz für den Freizeitverkehr sind von kantona-
ler Bedeutung bzw. liegen in der Zuständigkeit der beiden Kantone Schaffhausen und Zürich. 
Im rGVK ist deren Behebung deshalb nicht als Massnahme aufgenommen. Der Entwurf be-
findet sich zur Vollständigkeit der Dokumentation in Anhang 1. 

Der Fussverkehr ist vor allem von kommunaler und nicht von regionaler Bedeutung. Dies 
wurde bereits im Kapitel 1.3 erläutert. Daher ist der Fussverkehr nicht Bestandteil der Hand-
lungsstrategieblätter sowie den darin enthaltenen Massnahmenbereiche.  
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VV01 - Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 

Für eine nachhaltige und klimafreundliche Entwicklung der Mobilität ist der Veloverkehr ein 
wichtiges Grundelement. Weil sich ein Grossteil der Mobilitätsbewegungen innerhalb der 
Siedlungen sowie urbanen Räume abspielt, ist das Velo eine flächeneffiziente, flexible und 
zeitunabhängige Alternative zum Auto, aber auch zum ÖV. Zudem eignet sich das Velo ins-
besondere seit der Entwicklung des E-Bikes, bei geeigneter Infrastruktur auch für mittlere 
Distanzen bis 15km (Arbeits- und Ausbildungswege). Damit das volle Potenzial des Velover-
kehrs ausgenutzt werden kann, ist ein lückenloses Netz sowie eine attraktive und sichere 
Infrastruktur zwingend notwendig. In diesen Bereichen gibt es in der Region PZU+ Schwach-
stellen. Auf diversen Hauptrouten entlang von stark befahrenen Strassen fehlt eine sichere 
Veloinfrastruktur bzw. die vorhandene Infrastruktur weist Mängel auf.  

Durch das Schliessen von Netzlücken und Verbesserungen bei der Infrastruktur soll sich der 
Anteil des Veloverkehrs am Modalsplit erhöhen. Dabei sollen sich neue Veloverkehrsinfra-
strukturen gut in die Landschaft eingliedern und negative Auswirkungen auf das Landschafts-
bild vermieden werden. Gleichzeitig können durch die Erhöhung des Veloverkehrsanteils 
auch positive Effekte für Mensch und Umwelt resultieren, sofern die Anteilserhöhung zulas-
ten des MIV geht (z.B. Abnahme Luft- und Schadstoffemissionen). Eine Optimierungen der 
Veloverkehrsinfrastruktur führt zudem zu einer Verbesserung der Veloverkehrssicherheit. 
Alle wichtigen Ziele im Zürcher Unterland und in Buchs sowie Regensdorf sollen mit dem 
Velo direkt und ohne Umwege erreichbar sein. Ziel ist, dass der Veloverkehr für die Bevöl-
kerung der Region PZU+ eine gleichwertige Alternative zu den anderen Mobilitätsformen 
hinsichtlich Sicherheit, Zeit und Komfort wird.  

4.3 Handlungsstrategie Öffentlicher Verkehr 
Zu Beginn der Erarbeitung der Handlungsstrategien wurde auch die Aufnahme der Hand-
lungsstrategie: «Prüfung flexibler ÖV-Angebote (für Randzeiten/ -gebiete)» diskutiert. Dieses 
Handlungsstrategieblatt wurde in Abstimmung mit dem Projektteam verworfen, da dessen 
Beitrag zur nachhaltigen Mobilitätsentwicklung gering und nur zu hohen Kosten erreichbar 
ist. Der Entwurf befindet sich zur Vollständigkeit der Dokumentation in Anhang 1. 

 

ÖV01 - Optimierung des bestehenden Busnetzes 

Das bestehende Busnetz weist in den dicht besiedelten Räumen der Region Schwachstellen 
auf. Oft handelt es sich dabei um Fahrzeitverluste aufgrund wiederkehrender Stausituatio-
nen, wodurch sich die Fahrzeit verlängert und die Anschlüsse auf die S-Bahn nicht mehr 
gewährleistet sind. Die Attraktivität des ÖV-Angebots wird dadurch für die Nutzenden stark 
vermindert. Bei einigen Linien ist zudem das Angebot zu den Randzeiten stark ausgedünnt 
resp. es ist gar keines mehr vorhanden.  

Ein weiteres Problem ist, dass teilweise die Fahrpläne verschiedener Buslinien untereinan-
der bzw. auf die S-Bahn nicht abgestimmt sind, aufgrund komplexer Anschlüsse an verschie-
denen Knotenpunkten im Netz momentan auch nicht abgestimmt werden können. Dies kann 
zu längeren Wartezeiten und verlängerter Reisezeit führen. Ebenfalls fehlen auf einigen 
Wunschlinien direkte tangentiale Verbindungen. 

Zukünftig soll die Behinderung des öffentlichen Busses durch Überlastungen im Strassen-
netz reduziert oder ganz behoben werden. Die Anschlüsse sollen ohne lange Wartezeit ge-
währleistet sein und zwischen benachbarten Ortschaften sollen die bestehenden Buslinien 
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nach Möglichkeit direkt und ohne Umwege verkehren. Mit der Behebung der Schwachstellen 
im Busnetz und der Ergänzung weiterer Linien soll die Rolle des ÖV in der Mobilität gestärkt 
werden. Dabei soll das Angebot insbesondere eine attraktive Alternative zum MIV sein und 
so einen Modalshift zugunsten des ÖV bewirken. Ein attraktives ÖV-Angebot wirkt sich po-
sitive auf die Standortattraktivät aus. 

4.4 Handlungsstrategie  
Motorisierter Individualverkehr 

MIV01 - Steuerung des Verkehrs und Kanalisierung des MIV 

Die Siedlungsgebiete werden stark vom MIV-Durchgangsverkehr geprägt. Die negativen 
Auswirkungen auf die Lebensqualität der Bewohnenden sowie auf die Verkehrssicherheit 
sind bekannt. Wo die kantonalen Ortsdurchfahrten bereits überlastet sind, werden vermehrt 
auch alternative Routen durch Wohnquartiere genutzt. Dies verschärft die Problematik für 
die Bewohnenden zusätzlich.  

Wo Umfahrungsstrassen vorhanden sind (Bülach, Regensdorf), soll der Verkehr um die Zen-
tren herumgelenkt werden. Fehlen solche Umfahrungsstrassen, soll der Verkehr auf wenigen 
Hauptachsen gebündelt werden. Damit sollen insbesondere Wohngebiete vom motorisierten 
Verkehr entlastet werden. Durch geeignete Massnahmen soll eine möglichst verträgliche Ab-
wicklung des Verkehrs auf den Zentrumsdurchfahrten erreicht werden. Im Zentrum stehen 
dabei gestalterische Aufwertungen, neue Flächenzuordnungen zugunsten Fussverkehr, Ve-
loverkehr und Begrünung sowie zugunsten der Nutzungen in den Seitenbereichen. Gleich-
zeitig sollen Arbeitsgebiete gut erreichbar sein und damit die Attraktivität der Gemeinden als 
Wirtschaftsstandort nicht gefährdet werden.  

 

MIV02 - Situationsgerechte Regelung der Parkierung 

Jede Fahrt beginnt und endet auf einem Parkplatz. Durch ein (zu) grosses Angebot an öf-
fentlichen und privaten Parkierungsmöglichkeiten können deshalb Fehlanreize geschaffen 
werden, welche die Nutzung des MIV begünstigen. Durch fehlende Bewirtschaftung kann 
dieser Effekt verstärkt werden. Zudem kann dadurch nicht sichergestellt werden, dass die 
Parkplätze nur von jenen genutzt werden, für welche sie gedacht sind; Fremdparkierung 
kann zu Umsatzeinbussen für angesiedelte Unternehmen führen, wenn die unbewirtschafte-
ten Parkplätze von Nicht-Kunden dauerbesetzt werden. 

Mit der situationsgerechten Regelung der Parkierung soll ein Beitrag zur nachhaltigen Ge-
staltung der Mobilität geleistet werden. Zudem soll dadurch die Fremdparkierung sowie das 
wilde Parkieren reduziert und die bestimmungsgemässe Nutzung der Parkfelder gestärkt 
werden. Die durch die Reduktion von Parkfeldern frei werdenden Flächen können für städ-
tebauliche Aufwertungsmassnahmen und für den Fuss- und Veloverkehr genutzt werden.   

 

MIV03 - Ausschluss von Valet-Parking 

Der Flughafen Zürich-Kloten erzeugt viel Verkehr, der MIV-Anteil am Modal Split beträgt ge-
mäss Flughafen Zürich 56%. Die für den Flughafen vorgegebenen Modalsplit-Ziele sind da-
mit nur knapp erfüllt. Neben dem Parkierungsangebot beim Flughafen selbst werden für den 
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MIV mit dem Valet-Parking in vielen Gemeinden der Region zusätzliche Anreize geschaffen. 
Dies führt auch im Zürcher Unterland zu einer erhöhten Verkehrsbelastung. 

Das Valet-Parking im Zürcher Unterland sowie in den Gemeinden Regensdorf und Buchs 
soll zukünftig verhindert werden. Damit soll ein Beitrag geleistet werden zur Reduktion der 
Verkehrsbelastung in der Region. Von der erwarteten MIV-Verkehrsreduktion profitieren so-
wohl die Siedlungs- und Wohnqualität, als auch die Landschaftsqualität (u.a. geringere Lärm- 
und Schadstoffemissionen).   

4.5 Handlungsstrategie Güterverkehr 
GV01 - Steigerung des Anteils der Bahn beim Güter-Schwerverkehr 

In der Region PZU+ gibt es einen hohen Anteil Schwerverkehr, welcher durch die zahlreichen 
Kiesabbaugebiete sowie die Bauschuttsortierungen erzeugt wird. Ein Grossteil dieses 
Schwerverkehrs wird auf der Strasse abgewickelt. Die Verkehrsbelastung nimmt dadurch 
weiter zu und zusätzlich werden auch die Luft- und Lärmbelastungen verstärkt. Insbesondere 
für die Ortsdurchfahrten ist dies problematisch. Die lauten Lastwagen sind eine deutlich hö-
here Lärmbelastung als Personenwagen.  

Um das Verkehrsaufkommen zu reduzieren, soll mehr Schwerverkehr auf die Schiene ver-
lagert werden. Dazu soll das Verladeangebot optimiert und bei Bedarf ausgebaut werden. 
Durch die Verlagerung des Güter- und Schwerverkehrs auf die Schiene werden Strassen 
entlastet und die Aufenthaltsqualität nimmt zu.  

 

GV02 - Förderung einer nachhaltigeren Feinverteilung im Konsumgüterverkehr 

Der Konsumgüterverkehr wird geprägt durch die zahlreichen Transporter, welche auf den 
Strassen verkehren. Es gibt diverse Logistikbetriebe und teilweise findet die Verteilung auch 
durch das Unternehmen selbst statt. Eine gebündelte Verteilung beim Konsumgüterverkehr 
findet zurzeit noch nicht statt. Die Folge davon ist unnötiger und ineffizienter Verkehr mit zu 
vielen und zu langen Fahrten. 

Durch eine gebündelte Feinverteilung mittels eines Hub-Systems soll das Verkehrsaufkom-
men reduziert werden. Damit können Lieferfahrten in Wohnquartieren reduziert werden mit 
positiven Effekten auf die Aufenthaltsqualität. Zu den Hubs soll der Transport in grösseren 
Lastwagen oder mit der Bahn erfolgen. Für die Feinverteilung soll dabei der Einsatz von 
Cargo-Bikes oder E-Transportern gefördert werden. Damit soll ein Beitrag geleistet werden 
zur Reduktion der Verkehrsbelastung in den Siedlungsgebieten und allgemein zur Förderung 
einer nachhaltigen Mobilität.  
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5 Massnahmenbereiche 
Abbildung 4 zeigt den Aufbau des rGVK von der Analyse bis zu den Massnahmen. Das rGVK 
PZU+ thematisiert nur Massnahmen, welche von regionaler Bedeutung sind. Dies sind zum 
einen Massnahmen, welche effektiv in der Zuständigkeit der Region liegen. Beispiele dafür 
sind regionale Konzepte Parkierung oder Park + Ride. Zum anderen handelt es sich um 
Massnahmen, welche in der Zuständigkeit der Gemeinden liegen, aber von regionaler resp. 
überkommunaler Bedeutung sind. Beispiele hierfür sind Vorgaben für eine nachhaltige Mo-
bilitätsgestaltung bei Entwicklungsgebieten, wo die Region koordinativ mitwirken und Vorga-
ben machen kann. Nicht Bestandteil des rGVK PZU+ sind Massnahmen, welche vollständig 
in der Zuständigkeit des Kantons resp. der Gemeinde oder Dritter liegen.  

 

 

Abbildung 6 Aufbau des rGVK PZU+ inkl. relevante Massnahmen  

Quelle: KXP 

 

5.1 Übergeordnete Massnahmen 
Übergeordnete Massnahmen im Strassennetz liegen grösstenteils in der Zuständigkeit des 
Kantons, jene für Ausbauten im Schienennetz und -verkehr bei den SBB. Sie sind im Kanto-
nalen Richtplan aufgeführt, welcher periodisch aktualisiert wird, wenn neue Erkenntnisse 
vorliegen. Vorhaben mit dem Vermerk «Trasseesicherung / Landsicherung» stellen langfris-
tige strategische Reserven sicher, lösen in der Regel jedoch keine unmittelbaren Planungen 
aus.  
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Folgende Massnahmen aus dem Kantonalen Richtplan sind für die Region PZU+ von Be-
deutung: 

Strassenverkehr 

– Wehntalerstrasse, Regensdorf – Anschluss Affoltern, Nr. 25: Ausbau der bestehenden 
Strasse auf drei Fahrstreifen, abzustimmen mit Moorschutz (mittel- bis langfristig) 

– Äussere Nordumfahrung (Teil Ost), Verzweigung Winterthur-Nord – Verzweigung 
Bülach, Nr. 36: Neubau von vierstreifiger Autobahn, Linienführung zu prüfen in Koordi-
antion mit Nr. 32, Abklassierungen, Begleitmassnahmen (langfristig, primär weiter zu 
verfolgendes Vorhaben (Ersatzvarianten Nr. 38 Taggenbergtunnel, Nr. 39 Untertunne-
lung Pfungen, Nr. 42 Umfahrung Embrach, Nr. 43 Dettenbergtunnel)) 

– Äussere Nordumfahrung (Teil West), Verzweigung Bülach – Verzweigung Wettingen, Nr. 
37: Neubau von vierstreifiger Autobahn, Linienführung zu prüfen in Koordination mit Kan-
ton Aargau; abzustimmen mit Moorschutz, Abklassierungen, Rückbau im Bereich Neer-
acherried, Begleitmassnahmen (langfristig, (Trasseesicherung), primär weiter zu verfol-
gendes Vorhaben (Ersatzvariante: Nr. 47 Umfahrung Höri – Neeracherried, Nr. 48 Um-
fahrung Dielsdorf – Sünikon)) 

– Umfahrung Embrach, Nr. 42: Neubau von zweistreifiger Strasse, Abklassierung Win-
terthurerstrasse (langfristig, (Ersatzvariante zu Nr. 36)) 

– Dettenbergtunnel, Nr. 43: Neubau von zweistreifigem Tunnel, Abklassierung Weia-
cherstrasse, Begleitmassnahmen (mittelfristig, (Ersatzvariante zu Nr. 36)) 

– A51, Lärmsanierung Bülach, Nr. 44: Bau von Wänden und Dämmen, Überdeckung im 
Bereich der Wohngebiete (kurzfristig (bereits umgesetzt)) 

– A50/A51, Autobahnzusammenschluss Bülach – Glattfelden, Nr. 45: Ausbau auf vier 
Fahrstreifen (in Koordination mit Pt. 3.9.2 Nr. 50 Bülach, Hardwald: ökologische und er-
holungsbezogene Vernetzung) (kurz- bis mittelfristig)  

– Umfahrung Eglisau, Nr. 46: Neubau von zweistreifiger Strasse, Abklassierung Schaff-
hauser- und Zürcherstrasse, Begleitmassnahmen (kurz- bis mittelfristig) 

– Umfahrung Höri – Neeracherried, Nr. 47: Neubau von zweistreifiger Strasse, Abklassie-
rung Wehntalerstrasse (Höri) und Dielsdorferstrasse (Neerach), Ausbau Diels-
dorferstrasse zwischen Riedt und Neerach als Verbindungsstrasse, etappiertes Vorge-
hen für schnellstmöglichen Rückbau aller Strassen im Bereich Neeracherried (kurzfristig, 
(Bereich Höri: Ersatzvariante zu Nr. 37)) 

– Umfahrung Dielsdorf – Sünikon, Nr. 48: Neubau von zweistreifiger Strasse, (abzustim-
men mit Moorschutz), Abklassierung Wehntalerstrasse, Begleitmassnahmen (mittelfris-
tig (Ersatzvariante zu Nr. 37)) 

Öffentlicher Verkehr 

– Glattbrugg – Oberglatt, Nr. 30: Zusätzliche Spur (in Koordination mit Nr. 45 Station Höri, 
Nr. 46, Eglisau – Neuhausen, Nr. 47 Eglisau – Kaiserstuhl) (langfristig (Trasseesiche-
rung)) 

– Regensdorf-Watt – Wettingen, Nr. 31: Ausbau auf Doppelspur (mittelfristig) 
– Station Regensdorf-Industrie, Nr. 32: Neubau Haltestelle (in Koordination mit Nr. 31) (mit-

telfristig) 
– Winterthur – Bülach, Nr. 41: Vollständiger Ausbau auf Doppelspur, ausgenommen Det-

tenbergtunnel (langfristig (Trasseesicherung)) 
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– Station Höri, Nr. 45: Neubau Haltestelle (mittel- bis langfristig) 
– Eglisau – Neuhausen, Nr. 46: Vollständiger Ausbau auf Doppelspur (langfristig (Trassee-

sicherung) 
– Eglisau – Kaiserstuhl, Nr. 47: Ausbau auf Doppelspur (langfristig (Trasseesicherung)) 
– Oberglatt – Niederweningen, Nr. 48: Ausbau auf Doppelspur (langfristig (Trasseesiche-

rung)) 

Güterverkehr 

– Regensdorf-Watt, Nr. 12: Güterumschlaganlage; Verlegung zur Station Regensdorf-In-
dustrie (vgl. Pt. 4.3.3 Nr. 32 Station Regensdorf-Industrie: Neubau Haltestelle) ist im Rah-
men ihrer Projektierung zu prüfen (bestehend) 

– Embrach, Nr. 16: Güterumschlaganlage (Embraport) (bestehend) 
– Bülach, Nr. 17: Güterumschlaganlage (bestehend) 
– Niederglatt / Niederhasli, Nr. 18: Umschlagterminal (bestehend) 

Es gibt übergeordnete Massnahmen, welche nicht in der Zuständigkeit des Kantons liegen, 
beispielsweise jene für Ausbauten im Schienennetz und -verkehr (SBB). Dazu zählt auch 
das Projekt "S-Bahn 2G". In einem ersten Ausbauschritt bis 2035 (STEP35) sind folgende 
Anpassungen mit Relevanz für die Region PZU+ geplant: 

– Bülach: Neue, schnelle Linie (Halt nicht an allen Stationen) im Halbstundentakt zu den 
Hauptverkehrszeiten zwischen Zürich HB und Bülach. Zusammen mit der bestehenden 
Linie, welche auch nicht an allen Stationen hält, ergibt sich damit in der Hauptverkehrs-
zeit ein Viertelstundentakt auf der Strecke Zürich HB – Regensdorf.  

– Regensdorf: Neue Linie im Halbstundentakt mit Halt an allen Stationen zwischen Zürich 
HB und Regensdorf. Zusammen mit der bestehenden Linie ergibt sich damit ein Viertel-
stundentakt auf der Strecke Zürich HB – Regensdorf.   

 

5.2 Kommunale Massnahmen 
Kommunale Massnahmen liegen in der Zuständigkeit der einzelnen Gemeinden und haben 
keine überkommunale resp. regionale Bedeutung. Oft handelt es sich um Massnahmen zur 
Aufwertung der Fussverkehrsinfrastruktur, weil der Fussverkehr mehrheitlich von kommuna-
ler Bedeutung ist. Folgende Massnahmen gehören in den Aufgabenbereich der Gemeinden 
(Auflistung nicht abschliessend): 

– Verbesserung von Querungsmöglichkeiten (z.B. Ergänzung Mittelinsel, neuer Fussgän-
gerstreifen etc.) 

– Erstellung von neuen Wegverbindungen (Schliessung von Netzlücken) 
– Verbesserung von bestehenden Wegverbindungen (z.B. Verbreiterung Trottoir etc.) 
– Umgestaltung Bushaltestellen nach BehiG-Vorgaben 
– Projekte im Zusammenhang mit der Verbesserung der Schulwegsicherheit 
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5.3 Regionale Massnahmen 
Alle Massnahmenbereiche von regionaler Bedeutung sind in die dazu passenden Hand-
lungsstrategieblätter integriert (vgl. Kapitel 4.4). In den Massnahmenbereichen sind die Zu-
ständigkeiten (Initialisator und Massnahmenträger) bezeichnet. Der Zeitpunkt für die Pla-
nung und Realisierung ist meist projektabhängig oder aufgabenbezogen und kann nicht mit 
einem Termin fixiert werden. Wo aber eine zeitliche Abhängigkeit oder ein Erfordernis be-
steht, sind diese aufgeführt. 

Für vier Themenfelder git es eine Massnahmenkarte, auf welcher die räumlich verortbaren 
Massnahmenbereiche abgebildet sind. Zum Themenbereich Gesamtmobilität gibt es keine 
Massnahmenkarte; diese Inhalte sind in den anderen vier Themenfeldkarten ersichtlich.  

5.3.1 Gesamtmobilität 

Im Themenbereich Gesamtmobilität gibt es folgende Massnahmenbereiche pro Handlungs-
strategie: 

GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und bestehenden Nutzungen 

– GM01.1: Vorgaben zur Steuerung der Verkehrsnachfrage bei Neuüberbauungen und 
Gebieten der Innenentwicklung 

– GM01.2: Mobilitätsmanagement in Unternehmen sowie in Gemeinden / Verwaltung 
– GM01.3: Erhalt und Ausbau von öffentlichen Veloabstellanlagen 
– GM01.4: Verbesserung der privaten Veloparkierung 
– GM01.5: Förderung von alternativen und emissionsarmen Antriebsformen 
– GM01.6: Sensibilisierung der Bevölkerung auf die Thematik "nachhaltige Mobilität" 

GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer verträglichen Abwick-
lung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

– GM02.1: Aufwertung und Entlastung Ortsdurchfahrten 
– GM02.2: Prüfung Tempo-30- und Begegnungszonen 

GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 

– GM03.1: Stärkung attraktiver Umsteigepunkte 
– GM03.2: Erstellung und Umsetzung eines regionalen P+R-Konzepts 
– GM03.3: Öffentliche Veloabstellanlagen / Velostationen an Bahnhöfen realisieren resp. 

ausbauen 
– GM03.4: Einführung Bike-Sharing-Angebot 

5.3.2 Veloverkehr 

Im Themenbereich Veloverkehr gibt es folgende Massnahmenbereiche pro Handlungsstra-
tegie (vgl. Abbildung 5): 

VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 

– VV01.1: Verbesserung der Infrastruktur für den Veloverkehr 
– VV01.2: Verbesserung der Schulwegsicherheit 
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Abbildung 7 Massnahmenkarte Veloverkehr 

Quelle: KXP 
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5.3.3 Öffentlicher Verkehr 

Im Themenbereich öffentlicher Verkehr gibt es folgende Massnahmenbereiche pro Hand-
lungsstrategie (vgl. Abbildung 6): 

ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 

– ÖV01.1 Prüfung neuer tangentialer Buslinien 
– ÖV01.2: Optimierung Linienführung zu wichtigen Zielen 
– ÖV01.3: Gezielte Beseitigung lokaler Kapazitätsengpässe im öffentlichen Busnetz 
– ÖV01.4: Verbesserung der Umsteigebeziehungen bzw. Anschlüsse 
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Abbildung 8 Massnahmenkarte ÖV 

Quelle: KXP 
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5.3.4 Motorisierter Individualverkehr 

Im Themenbereich motorisierter Individualverkehr gibt es folgende Massnahmenbereiche 
pro Handlungsstrategie (vgl. Abbildung 7): 

MIV01: Bündelung des Verkehrs auf Hauptachsen 

– MIV01.1: Bündelung des Verkehrs auf Hauptachsen 
 

MIV02: Situationsgerechte Regelung der Parkierung 

– MIV02.1: Regional abgestimmtes Management des öffentlichen Parkraums 
– MIV02.2: Regelung der privaten Parkierung 
 

MIV03: Ausschluss von Valet-Parking 

– MIV03.1: Vermeiden von Valet-Parking 
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Abbildung 9 Massnahmenkarte MIV 

Quelle: KXP 
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5.3.5 Güterverkehr  

Im Themenbereich Güterverkehr gibt es folgende Massnahmenbereiche pro Handlungsstra-
tegie (vgl. Abbildung 8): 

 

GV01: Steigerung des Anteils der Bahn beim Güter-Schwerverkehr 

– GV01.1: Prüfung und Erhalt neuer Verladestandorte Kies auf Bahn 
– GV01.2: Stärkung und Erhalt Bauschuttsortierung / Kiesaufbereitung mit Verlad auf Bahn 
– GV01.3: Verschiebung und Erhalt Freiverlad 
 

GV02: Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung im Konsumgüterverkehr 

– GV02.1: Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung im Konsumgüterverkehr 
 

Die Region PZU+ und der Kanton Zürich haben unterschiedliche Ansichten hinsichtlich des 
geplanten Verladestandorts Zürich Affoltern (Massnahmenbereich GV01.1). Während den 
Bauarbeiten am Gubristtunnel wurde ein provisorischer Verladestandort (Strasse-Bahn) in 
Zürich Affoltern eingerichtet. Dieser ist in der Zwischenzeit vollständig zurückgebaut worden. 
Den ehemaligen Verladestandort möchte der Kanton Zürich nun dauerhaft in Betrieb nehmen 
und im kantonalen Richtplan festhalten. Die Region PZU+ spricht sich gegen diesen Verla-
destandort aus und übernimmt diesen nicht in den Massnahmenbereich GV01.1. Grund da-
für ist, dass aufgrund des Verladestandorts eine Zunahme des Schwerverkehrs in der Re-
gion, insbesondere in Regensdorf, erwartet wird.  
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Abbildung 10 Massnahmenkarte Güterverkehr 

Quelle: KXP 
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5.4 Handlungsstrategieblätter 

5.4.1 Gesamtmobilität 

Im Themenfeld Gesamtmobilität gibt es ingesamt drei Handlungsstrategieblätter mit total 12 
Massnahmenbereichen.  

Gesamtmobilität Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie GM01 Förderung der nachhaltigen Mobilität in 
neuen und bestehenden Nutzungen 

Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachen-
bülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederweningen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Die nachhaltige Mobilität zeichnet sich einerseits dadurch aus, dass die 
Mobilitätsbedürfnisse verringert werden können (Stadt/Dorf der kurzen 
Wege). Andererseits geht es darum die verbleibenden Mobilitätsbedürf-
nisse mit möglichst geringen Auswirkungen auf die Umwelt zu befriedi-
gen. Mit Hilfe von Massnahmen des klassischen Mobilitätsmanage-
ments soll sowohl bei bestehenden als auch geplanten Überbauungen 
und Nutzungen die Mobilität nachhaltig gestaltet werden. Das Wir-
kungspotential wird dabei ausgeschöpft und Interventionen sollen auf 
ihre Notwendigkeit und den Langzeitkosteneffizienz geprüft werden.  

Unterstützte Ziele  Z1.1: Reduktion der Tagesdistanzen im Personenverkehr 
 Z1.2: Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am Ge-

samtverkehrsaufkommen 
 Z3.2: Verbesserung der Siedlungsverträglichkeit des Strassenver-

kehrs 
 Z3.3: Verminderung der Luft- und Lärmbelastungen und des Ener-

gieverbrauchs 
 Z5.1: Sicherstellen der Finanzierbarkeit des Gesamtverkehrsange-

bots 

Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien1 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 
verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 
 VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 
 ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 
 MIV02: Situationsgerechte Regelung der Parkierung 

 
1 Wenn Handlungsstrategie A Einfluss hat auf Handlungsstrategie B, muss dies umgekehrt nicht unbedingt 

der Fall sein. So hat beispielsweise die Handlungsstrategie «ÖV01: Optimierung und nachfragegerechter 
Ausbau des bestehenden Busnetzes» einen Einfluss auf die Handlungsstrategie «FVV01: Aufwertung 
lokales Fussverkehrsnetz sowie lokales und regionales Veloverkehrsnetz»; nicht jedoch umgekehrt. 
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 GV02: Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung im Konsumgü-
terverkehr 

Massnahmenbereich GM01.1 
Vorgaben zur Steuerung der Verkehrsnachfrage bei Neuüberbauungen und Gebieten der Innenent-
wicklung 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden, Private 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: Daueraufgabe 

Verankerung: Sondernutzungsplanung  

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Hoch 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Bei Arealen mit Sondernutzungsplanung wird das Erstellen von Mobili-
tätskonzepten grundeigentümerverbindlich vorgeschrieben. Der Um-
fang des Mobilitätskonzeptes und deren Inhalte stehen dabei in Abhän-
gigkeit des Neubauprojektes. Hinweise dazu liefert unter anderem das 
kantonale Beratungsangebot «Impuls Mobilität» (www.impulsmobili-
tät.ch). Spätestens mit der Baubewilligung wird das Mobilitätskonzept 
von der Gemeinde abgesegnet und die Bauträger verpflichten sich zur 
Umsetzung der im Mobilitätskonzept festgehaltenen Massnahmen.  

Massnahmenbereich GM01.2 
Mobilitätsmanagement in Unternehmen sowie in Gemeinden/Verwaltung 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden, Private 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: Daueraufgabe   

Verankerung: Sondernutzungsplanung  

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die Gemeinde schreibt bei Arealen mit Sondernutzungsplanung vor, 
dass betriebliche Mobilitätsmanagements umzusetzen sind. Betriebli-
che Mobilitätsmanagements sind für Unternehmen ab ca. 50 Beschäftig-
ten am Standort zu erstellen bzw. die Gemeinden unterstützen diese 
Unternehmen bei der nachhaltigen Gestaltung der Mobilität. Dabei wird 
sowohl die Geschäfts- als auch die Pendlermobilität adressiert. Zur Um-
setzung des Mobilitätsmanagements liefert unter anderem das kanto-
nale Beratungsangebot «Impuls Mobilität» Hinweise (www.impulsmobi-
lität.ch). 
Die Gemeinden selbst nehmen eine Vorbildrolle ein und gehen mit gu-
tem Beispiel voran. Bei der betriebsbedingten Mobilität wird primär auf 
den Veloverkehr und den öffentlichen Verkehr und in zweiter Linie auf 
Carsharing gesetzt. Ebenfalls ist zu prüfen, ob Mitarbeitende der Ge-
meinden (inkl. Lehrpersonen etc.) für ihren Autoabstellplatz Gebühren 
entrichten sollen. 
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Massnahmenbereich GM01.3 
Erhalt und Ausbau von öffentlichen Veloabstellanlagen 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: Daueraufgabe 

Verankerung: Kommunaler Richtplan Verkehr 

Kosten: Mittel 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

An öffentlichen Orten, welche potenziell viel Verkehr anziehen, werden 
Veloabstellplätze in genügender Anzahl sowie entsprechender Qualität 
angeboten. Die Standorte sind im Kommunalen Richtplan Verkehr aus-
zuweisen. Die Qualitätsanforderungen für Kurz- und Langzeitparkierung 
sind in den Merkblättern der Koordinationsstelle Veloverkehr zu finden 
(www.velo.zh.ch/parkierung). Solche öffentlichen Orte sind beispiels-
weise Verwaltungsgebäude, Sport- und Freizeitanlagen sowie Orts- und 
Quartierzentren.   
Je nach Lage sowie Nutzung der Veloabstellplätze sind diese unter-
schiedlich auszugestalten. Zweckmässig ist: 
 In Orts- und Quartierzentren werden Velos eher kürzer abgestellt, 

beispielsweise für den Einkauf. Unter Berücksichtigung des Er-
scheinungsbilds können deshalb ungedeckte Anlehnbügel eine Op-
tion sein, als Alternative zu gedeckten Veloabstellanlagen.  

 Bei Sport- und Freizeitanlagen sowie Bahnhöfen und Bushaltestel-
len ist ein witterungsgeschütztes Angebot zu erstellen, welches das 
Abschliessen des Velos ermöglicht. Die Veloabstellplätze sind mög-
lichst nahe beim Eingang resp. der Haltestelle zu realisieren sowie 
fahrend erreichbar und beleuchtet.  

Massnahmenbereich GM01.4 
Verbesserung der privaten Veloparkierung 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden, Private 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: Im Rahmen der nächsten Revision der NuPla resp. 
Parkplatzverordnung 

Verankerung: Nutzungsplanung (NuPla) resp. Parkplatzverordnung 

Kosten: Tief – Mittel  

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Im Rahmen der nächsten Revision der NuPla resp. der Parkplatzverord-
nung werden gestützt auf die VSS-Normen Vorschriften zur privaten Ve-
loparkierung erlassen. Einerseits wird damit sichergestellt, dass bei 
privaten Überbauungen genügend Veloabstellplätze realisiert werden. 
Andererseits wird erreicht, dass diese auch den heutigen Ansprüchen 
genügen.  



  
 
rGVK Zürcher Unterland plus 
43/67 
 

 

 

Massnahmenbereich GM01.5 
Förderung von alternativen und emissionsarmen Antriebsformen 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden, Private 

Weitere Beteiligte: Private, Ladestationen-Betreiber 

Umsetzung bis: Daueraufgabe 

Verankerung: Sondernutzungsplanung 

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Im Rahmen von Sondernutzungsplanungen werden Vorschriften zur 
Ausstattung von Parkplätzen mit Elektro-Ladestationen vorgeschrieben. 
Vorschriften werden dabei sowohl für private Wohnüberbauungen als 
auch für Parkplätze bei Arbeits- oder Einkaufsnutzungen erlassen. Un-
ter anderem soll vorgeschrieben werden, dass Vorkehrungen für die 
einfache Nachrüstung von Ladestationen bei den Parkplätzen getroffen 
werden müssen. Weitere Hinweise zur Umsetzung liefert das Merkblatt 
SIA 2060 «Infrastruktur für Elektrofahrzeuge in Gebäuden». 
Es kann davon ausgegangen werden, dass der Anteil elektrisch fahren-
der Autos weiter steigen wird (2021 ist ca. jedes fünfte verkaufte Fahr-
zeug elektrisch). Vor allem bei Wohnüberbauungen, wo die Autos wäh-
rend langer Zeit am Stück abgestellt werden, ist es deshalb bei Neubau-
ten bereits heute zweckmässig, die Tiefgaragen so auszurüsten, dass 
viele Fahrzeuge gleichzeitig geladen werden können.  
Bei den motorisierten Fahrzeugen gibt es neben der Elektrizität weitere 
Möglichkeiten für umweltfreundliche und emissionsarme Antriebsfor-
men (Wasserstoff, Erdgas, Biodiesel etc.). Im Gegensatz zur Elektrizität 
ist bei diesen Antriebsformen ein dichtes Netz an öffentlichen Ladestati-
onen die Voraussetzung, weil diese Kraftstoffe nicht wie die Elektrizität 
zu Hause getankt werden können. Daher geht man davon aus, dass sich 
diese Alternativen nicht durchsetzen werden.  
Dasselbe Vorgehen wird auch in Bezug auf die Elektrovelos gewählt. Bis 
die entsprechende Gesetzesgrundlage im kantonalen PBG geschaffen 
wird, werden die Vorschriften bezüglich den Lademöglichkeiten von 
Elektrovelos im Rahmen von Sondernutzungsplanungen erlassen. An-
schliessend werden diese Vorschriften im Rahmen der erwähnten Revi-
sion der NuPla resp. Parkplatzverordnung übernommen. Bei neuen 
Überbauungen sollen nach Möglichkeit Ladestationen für Elektrovelos 
realisiert werden. Im Gegensatz zum Auto können dabei abschliessbare 
Fächer zweckmässig sein, wo der Akku des Velos geladen und gleichzei-
tig vor Diebstahl geschützt werden kann. 
Ebenfalls prüfen die Gemeinden, ob sie öffentliche Parkplätze bzw. 
strassenbegleitende (Einzel-)Parkplätze mit Ladestationen für Elektro-
autos ausrüsten bzw. nachrüsten können.  

Massnahmenbereich GM01.6 
Sensibilisierung der Bevölkerung auf die Thematik «nachhaltige Mobilität» 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Gemeinderat / Stadtrat 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: Daueraufgabe 
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Verankerung: Legislaturziele 

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die Voraussetzung für die Sensibilisierung der Bevölkerung ist, dass die 
nachhaltige Planungskultur in den Gemeinden verankert wird. An-
schliessend können die Gemeinden die Bevölkerung, aber auch die in 
der Gemeinde angesiedelten Betriebe mit ihren Beschäftigten, bezüg-
lich des Themas «nachhaltige Mobilität» sensibilisieren. Beispielsweise 
können an neue Bewohnende Informationen zu den verschiedenen Mo-
bilitätsangeboten in der Gemeinde und der Umgebung abgegeben wer-
den. Ebenfalls denkbar ist, dass die Bevölkerung auf der Webseite der 
Gemeinde zu den verschiedenen Angeboten informiert und auf stattfin-
dende Aktionen aufmerksam gemacht wird (z.B. Bike to work). 

 

Gesamtmobilität Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie GM02 Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie 
Förderung einer verträglichen Abwicklung 
des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Durch die Aufwertung der Strassenräume sollen die Zentren und Orts-
kerne gestärkt und belebt werden. Bei der Aufwertung sind Massnah-
men zur Adaption ans geänderte Klima zu berücksichtigen: z.B. Begrü-
nung/Reduktion versiegelte Flächen, schattenspendende Elemente. 
Auch soll die Verkehrssicherheit erhöht und die Anteile von Fuss-, Velo- 
und öffentlichem Verkehr am Modalsplit gesteigert werden. Diese As-
pekte führen dazu, dass die Aufenthaltsqualität für die Bevölkerung ge-
steigert werden kann. Ist mit der Aufwertung eine Verstetigung des mo-
torisierten Verkehrs sowie tendenziell eine Abnahme dessen verbunden, 
nimmt auch die Lärm- und Schadstoffbelastung ab. Durch attraktivere 
Gestaltung und weniger starke Betonung der Längsachse soll die Trenn-
wirkung reduziert und Querungen sowohl für den Fuss- als auch den Ve-
loverkehr vereinfacht werden. 

Unterstützte Ziele  Z1.2: Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am Gesamt-
verkehrsaufkommen 

 Z3.2: Verbesserung der Siedlungsverträglichkeit des Strassenver-
kehrs 

 Z3.3: Verminderung der Luft- und Lärmbelastungen und des Ener-
gieverbrauchs 

 Z3.4: Minimierung des Bodenverbrauchs, der Versiegelung und der 
Trennwirkung durch Verkehrswege 

 Z4.1: Steigern der objektiven Verkehrssicherheit 
 Z4.2: Steigern der subjektiven Verkehrssicherheit 
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Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und beste-
henden Nutzungen 

 VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 
 ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 
 MIV01: Bündelung des Verkehrs auf Hauptachsen 
 MIV02: Situationsgerechte Regelung der Parkierung 
 GV02: Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung im Konsumgü-

terverkehr 

Massnahmenbereich GM02.1 
Aufwertung und Entlastung Ortsdurchfahrten 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Tiefbauamt Kanton Zürich, Gemeinderat / Stadtrat 
bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Tiefbauamt Kanton Zürich, Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private, Anrainer 

Umsetzung bis: 2035 

Verankerung: Regionaler Richtplan   

Kosten: Hoch 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die in der Karte dargestellten kritischen Ortsdurchfahrten sind aufzu-
werten und die Strassenräume siedlungsverträglich zu gestalten. Dazu 
sind auf den lokalen Kontext angepasste Betriebs- und Gestaltungskon-
zepte zu erarbeiten und umzusetzen. In einzelnen Gemeinden sind sol-
che Planungen bereits im Gang, z.B. in Bachenbülach. Die Initiative für 
die Umgestaltung der Strassenräume muss dabei von den Gemeinden 
erfolgen und wird vom Kanton unterstützt.  
Gemäss der Kategorisierung in den regionalen Richtplänen Unterland 
und Furttal werden Ortsdurchfahrten der Kategorie A durch den Kanton 
mitfinanziert. Ortsdurchfahrten der Kategorie B müssen von den Ge-
meinden selbst finanziert werden. Die Kategorisierung basiert auf der 
Verträglichkeitsanalyse des Kantons. Seitens Kanton findet zurzeit eine 
Prüfung des Kostenteilers zwischen Gemeinden und Kanton statt. Der 
neue «Kostenteiler Staatsstrassen (KTS)», welcher aktuell in der Ver-
nehmlassung bei den Gemeinden ist (Stand April 2022), definiert 
Grundsätze zur Teilung der Kosten bei einem Projekt gestützt auf das 
Strassengesetz des Kantons. Der KTS gilt für Staatsstrassen im Inner- 
und Ausserortsbereich sowie für kantonale Radwege auf Staats- und Ge-
meindestrassen. In diesem Zusammenhang wird derzeit auch geprüft, 
künftig auf die Kategorisierung der Ortsdurchfahrten in A und B zu ver-
zichten.  
Bei der Erarbeitung des rGVK PZU+ (April 2022) war die Kategorisierung 
gemäss den regionalen Richtplänen noch gültig. Daher bezieht sich die 
Massnahme GM02.1 weiterhin auf diese Einteilung. Folgende Ortsdurch-
fahrten sind gemäss den regionalen Richtplänen aufzuwerten (vgl. Mas-
snahmenkarte MIV): 
 Kategorie A: Bülach (Zürichstrasse-Schaffhauserstrasse), Bachen-

bülach (Zürichstrasse), Dielsdorf-Steinmaur (Wehntalerstrasse), 
Eglisau (Zürcherstrasse-Schaffhauserstrasse), Embrach 
(Dorfstrasse (Miteinbezug Bülachstrasse  vor Kreisel Dreispitz)), 
Höri (Ortsdurchfahrt Endhöri), Lufingen (Zürcherstrasse), Nieder-
weningen (Wehntalerstrasse), Regensdorf (Affolternstrasse-Neue 
Dällikerstrasse (Abschnitt östlich Ortseingang bis Einmündung Wat-
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terstrasse), Kreuzung Dorf-/Unterdorf-/Niederhasli-/Rüm-
langerstrasse, Wehntalerstrasse), Steinmaur (Wehntalerstrasse 
(Sünikon)) 

 Kategorie B: Buchs (Furttalstrasse), Bülach (Poststrasse), Neerach 
(Zürcherstrasse), Niederglatt (Kaiserstuhlstrasse-Zürcherstrasse), 
Niederhasli (Rümlangerstrasse (Oberhasli) und Niederglattstrasse 
(Niederhasli)), Oberweningen (Wehntalerstrasse), Regensdorf (Neue 
Dällikerstrasse (Abschnitt Einmündung Watterstrasse bis westlich 
Ortseingang), Niederhaslistrasse (Abschnitt Kreuzung Unterdorf-/ 
Rümlanger-/ Dorfstrasse bis Einmündung Buenstrasse), Rüm-
langerstrasse (Abschnitt Kreuzung Dorf-/ Unterdorf-/ Nieder-
haslistrasse bis Langgrabenstrasse)), Stadel (Zürcherstrasse / Kai-
serstuhlstrasse), Weiach (Stadlerstrasse), Winkel (Zürichstrasse)  

In der Kategorie B wurden die Ortsdurchfahrten Buchs und Oberwenin-
gen ergänzt. Diese sind noch nicht im jeweiligen regionalen Richtplan 
enthalten und müssen nun aufgrund des rGVK einen Antrag zur Auf-
nahme in die Kategorie B stellen.  
Bei der Aufwertung ist die Effizienz der Gesamtmobilität unter Berück-
sichtigung aller Verkehrsträger zu verbessern sowie die Sicherheit und 
Aufenthaltsqualität für den Fuss- und Veloverkehr zu erhöhen. Dazu er-
folgt die Aufteilung der Flächen von Fassade zu Fassade zugunsten der 
Seitenbereiche neu. Die Gestaltung des Strassenraums mit Materialisie-
rung der Beläge und Ränder, Bepflanzung, Möblierung, Beleuchtung etc. 
trägt zur Aufwertung bei. Für die Situation angemessene Geschwindig-
keitsregimes tragen zur Steigerung der objektiven und subjektiven Ver-
kehrssicherheit bei.  
Bei der Planung der Umgestaltung müssen die Bedürfnisse sämtlicher 
Verkehrsmittel berücksichtigt und gegeneinander abgewogen werden. 
So kann beispielsweise die Änderung des Temporegimes einen negati-
ven Effekt auf den öffentlichen Verkehr haben; die dadurch längeren 
Fahrzeiten können aus Fahrplansicht schwierig sein.  

Massnahmenbereich GM02.2 
Prüfung Tempo-30- und Begegnungszonen 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Tiefbauamt Kanton Zürich, Gemeinderat / Stadtrat 
bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Tiefbauamt Kanton Zürich, Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private, Anrainer 

Umsetzung bis: 2030 

Verankerung: Kommunaler Richtplan Verkehr 

Kosten: Tief – Mittel  

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die bestehenden Tempo-30-Zonen und Begegnungszonen sind zu erhal-
ten resp. Erweiterungen zu prüfen. Dabei ist nicht nur die Erweiterung in 
den Quartieren zu prüfen, sondern auch die Anwendung von Geschwin-
digkeitsreduktionen auf Hauptachsen und Ortsdurchfahrten. Ein niedri-
ges Geschwindigkeitsregime leistet unter anderem ein Beitrag an die 
Verkehrssteuerung und steigert die Attraktivität sowie Verkehrssicher-
heit für den Fuss- und Veloverkehr. Die Gemeinden werden aufgefor-
dert, bis 2030 ihre Tempo-30-Zonen bzw. Begegnungszonen zu prüfen 
und gegebenenfalls zu erweitern resp. neue zu schaffen.  
Für die Einführung von Tempo 30 und Begegnungszonen bedarf es einer 
Abstimmung mit der Kantonspolizei sowie eines Verkehrgutachtens. 
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Seitens des Bundes (UVEK) wird zurzeit diskutiert (Stand April 2022), ob 
die Pflicht zur Erstellung eines Verkehrgutachtens abgeschafft werden 
soll. Ein entsprechender Entscheid erfolgt voraussichtlich im Sommer 
2022.   
Bei Streckenabschnitten mit Tempo 30, aber auch in Tempo-30-Zonen, 
sind die Auswirkungen auf den öffentlichen Verkehr bei einer allfälligen 
Geschwindigkeitsreduktion zu berücksichtigen. Die Gestaltung von 
Hauptachsen muss unter Berücksichtigung der Funktion der Strasse 
vorgenommen werden; sowohl in Bezug auf Geschwindigkeit und Hin-
dernisse für den öffentlichen Verkehr als auch auf die Kanalisierung des 
MIV.  

 

Gesamtmobilität Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie GM03 Förderung der Multi- und Intermodalität 
Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Durch gezielte Verbesserungen im Bereich der Inter- und Multimodali-
tät soll ein Beitrag zur nachhaltigen Gestaltung der Mobilität geleistet 
werden. Bahnhöfe dienen als attraktive Umsteigepunkte zwischen den 
verschiedenen Verkehrsträgern. Dabei ist sowohl die Zugänglichkeit 
zum Bahnhof als auch das Angebot beim Bahnhof selbst wichtig.  

Unterstützte Ziele  Z1.2: Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am Ge-
samtverkehrsaufkommen 

 Z2.5: Optimale Vernetzung der Verkehrsmittel 
 Z5.1: Sicherstellen der Finanzierbarkeit des Gesamtverkehrsange-

bots 
 Z5.2: Sicherstellen der effizienten Mittelverwendung für das Bereit-

stellen des Gesamtverkehrsangebots 
 Z5.3: Optimieren der Eigenwirtschaftlichkeit des Gesamtverkehrs-

angebots 

Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und beste-
henden Nutzungen 

 VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 
 ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 
 MIV02: Situationsgerechte Regelung der Parkierung 
 MIV03: Regulierung von Valet-Parking 

Massnahmenbereich GM03.1 
Stärkung attraktiver Umsteigepunkte 

Verantwortung / 
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, SBB 

Kostenträger: Gemeinden, SBB, Amt für Mobilität Kanton Zürich  

Weitere Beteiligte: ZVV, MVU 
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Umsetzung bis: - 

Verankerung: Regionaler Richtplan 

Kosten: Mittel – Hoch  

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Zuständig sind grundsätzlich die Grundeigentümer der entsprechenden 
Anlagen bzw. Flächen. Das Bahnhofareal (u.a. Perrons, Unter-/ Über-
führungen, Bahnhofgebäude, Park&Ride) liegt in der Zuständigkeit der 
SBB. Bushaltestellen sowie die Zugänge zum Bahnhof / zu den Halte-
stellen liegen in der Zuständigkeit des Strasseneigentümers (Gemeinde 
oder kantonales Tiefbauamt). Bei ausgewählten Bahnhöfen machen die 
SBB gemeinsam mit den Partnern einen Entwicklungszielplan (EZP), 
welcher die Zugänge mitbetrachtet. In der Regel sind die marktverant-
wortlichen Verkehrsunternehmen (MVU) bei den Planungen auch invol-
viert. 
An allen Bahnhöfen ist ein minimales Angebot für die Multi- und Inter-
modalität anzustreben: 
 Attraktive und barrierefreie Erreichbarkeit zu Fuss, möglichst di-

rekt aus allen Richtungen.  
 Ausreichend Veloabstellplätze mit guter Qualität und normgerecht.  
 Attraktive Umsteigemöglichkeiten Bus/Bahn, sofern Bus-Angebot 

beim Bahnhof vorhanden.  
 Ev. P+R-Angebot (vgl. Massnahmenbereich «P+R») 
Der Bahnhof Bülach ist der wichtigste Umsteigeknoten Bus-Bahn im 
Zürcher Unterland mit einer kantonalen Bedeutung. Zudem dient er den 
Bewohnenden von Bülach selbst sowie umliegenden Gemeinden als 
Umsteigemöglichkeit Velo-Bahn. Neben dem reinen Infrastrukturange-
bot leistet der Bahnhof deshalb mit einer attraktiven Gestaltung einen 
Beitrag zum Modal Shift zugunsten ÖV sowie Intermodalität. Durch den 
geplanten Neubau des Bushofs sowie der Entwicklung des direkt süd-
lich an den Bahnhof anschliessenden Herti-Areals wird dazu ein wichti-
ger Beitrag geleistet.  
Auch die Bahnhöfe Dielsdorf, Embrach-Rorbas, Hüntwangen-Wil, Nie-
derweningen, Oberglatt und Regensdorf haben eine überkommunale bis 
regionale Bedeutung und weisen deshalb ein über das minimale Ange-
bot hinausgehendes Bedürfnis als attraktive Umsteigepunkte auf. Zu 
diesen Bahnhöfen führen diverse Buslinien aus den umliegenden Ge-
meinden. Attraktive Anschlüsse mit kurzen Umsteigezeiten und hoher 
Anschlussicherheit sind daher zu gewährleisten. Neben der Umsteige-
beziehung Bus-Bahn ist auch die Umsteigebeziehung Velo-Bahn zentral. 
Dazu wird auf den Massnahmenbereich GM03.3 verwiesen.  

Massnahmenbereich GM03.2 
Erstellung und Umsetzung eines regionalen P+R-Konzepts 

Verantwortung / 
Umsetzung 

Initiator: Erarbeitung Konzept: Vorstand Regionalplanung; Eintrag im 
regionalen Richtplan: Vorstand Regionalplanung 

Massnahmenträger: Erarbeitung Konzept und Eintrag regionaler Richt-
plan: Vorstand Regionalplanung, Umsetzung nachgelagerte Massnah-
men: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, SBB 

Kostenträger: Erarbeitung Konzept: Vorstand Regionalplanung;  
Umsetzung nachgelagerte Massnahmen: Gemeinden, SBB 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Umsetzung bis: Regionales P+R-Konzept bis 2025, Eintrag in den regio-
nalen Richtplan im Rahmen der nächsten Revision 
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Verankerung: Regionaler Richtplan  

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Für die Regulierung der P+R im Zürcher Unterland und den Gemeinden 
Buchs und Regensdorf ist ein regionales P+R-Konzept notwendig, wel-
ches bis 2025 erarbeitet wird. Die Ausarbeitung des P+R-Konzepts wird 
durch den Regionalplanungsverband ausgelöst und entsprechend via 
Verband durch die Gemeinden finanziert. Der Kanton sowie Dritte kön-
nen sich finanziell an der Erarbeitung des Konzepts beteiligen. Der Peri-
meter des P+R-Konzept entspricht grundsätzlich dem Perimeter der 
PZU+ und enthält alle Gemeinden des Zürcher Unterland sowie die bei-
den Gemeinden Buchs und Regensdorf. Im weiteren Planungsverlauf 
wird sich aber zeigen, ob wirklich alle Gemeinden Massnahmen umsetz-
ten und sich somit finanziell beteiligen müssen.  
Im regionalen P+R-Konzept muss aufgezeigt werden, welcher Bedarf an 
P+R wo vorhanden ist. Ziel ist, dass die P+R nicht fremdgenutzt und die 
MIV-Wege zu den P+R möglichst kurz gehalten werden. Dazu ist unter 
anderem eine auf die Zielgruppe ausgerichtete Bewirtschaftung not-
wendig (z.B. können Tarife erhöht werden, wobei ein Teil davon an-
schliessend an das Bahnticket angerechnet wird).  
Nach Abschluss des Konzepts erfolgt ein Eintrag im regionalen Richt-
plan sowie die Umsetzung der Massnahmen. Der Kostenteiler für die 
Umsetzung der Massnahmen ist abhängig von den «Betroffenen» resp. 
den Anlagehaltern.  
Grundsätzlich ist das P+R-Angebot am Perimeterrand2 gezielt auszu-
bauen, um den internationalen sowie interkantonalen Grenzgängerver-
kehr abzuholen und dort zum Umsteigen auf den ÖV zu bewegen. Dazu 
ist ein neues P+R-Angebot im Rafzerfeld insbesondere für den internati-
onalen Grenzgängerverkehr notwendig. Durch die Verlagerung des 
Grenzgängerverkehrs auf den ÖV kann das MIV-Aufkommen im Innern 
der Region PZU+ sowie in Richtung Zürich reduziert werden. Im Rahmen 
des Konzept sind die genauen Vergabekriterien für P+R zu klären. Inner-
halb des Perimeters sollen die P+R ausschliesslich den Bewohnenden 
der Gemeinden in der Umgebung der P+R-Anlagen dienen und diese 
zum Umsteigen bewegen. Aus diesem Grund ist innerhalb des Perime-
ters ein geringeres Angebot gefragt. 

Massnahmenbereich GM03.3 
Realisierung resp. Ausbau öffentliche Veloabstellanlagen / Velostationen an Bahnhöfen 

Verantwortung / 
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung, Unterstützung durch Vorstand Regionalpla-
nung / Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, SBB 

Kostenträger: Gemeinden, SBB 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Umsetzung bis: 2030 

Verankerung: Kommunaler Richtplan Verkehr 

Kosten: Mittel 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

An Bahnhöfen ist die Anzahl der Veloabstellplätze unter Berücksichti-
gung der regionalen Nachfrage zu bestimmen sowie der entsprechende 

 
2 Definition Perimeterrand: Dies beinhaltet alle P+R welche als erstes erreicht werden nach Eintritt ins Gebiet 

PZU+ (Hüntwangen, Niederweningen, Rafz).  
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 Raumbedarf zu sichern. Dabei ist es relevant, dass die zukünftige Zu-
nahme des Bedarfs bei der Ermittlung berücksichtigt wird. Als planeri-
scher Zielwert für den Bedarf an Veloabstellplätzen gilt: 10% der Bevöl-
kerungszahl der Gemeinden. Dabei handelt es sich nicht um ein unmit-
telbar zu erstellendes Angebot. Vielmehr ist der Raum für Abstellplätze 
in dieser Grössenordnung zu sichern und das effektive Angebot in Ab-
hängigkeit der tatsächlichen Nachfrage bereitzustellen. Bei einer regel-
mässigen Auslastung von mehr als 80% der bestehenden Veloabstell-
plätze ist die Entwicklung des Bedarfs abzuschätzen und gegebenenfalls 
das Angebot zu erweitern. 
Bis im Jahr 2030 wird die regionale Nachfrage durch die betroffene Ge-
meinde erstmalig eruiert und die Veloabstellanlage gemäss den vorher-
gehenden Kriterien angepasst (Raumbedarf sichern resp. Erweiterung 
prüfen falls Auslastung >80% beträgt). 
Für Veloabstellanlagen bei Bahnhöfen gelten die gängigen Normen. Bei 
der Erstellung sind die Merkblätter der Koordinationsstelle Veloverkehr 
bezüglich den Qualitätsanforderungen für Kurz- und Langzeitparkierung 
zu berücksichtigen (www.velo.zh.ch/parkierung). Es wird folgendes an-
gestrebt: 
 Veloabstellplätze sind in genügender Anzahl vorhanden. 
 Veloabstellplätze sind fahrend erreichbar. 
 Veloabstellplätze sind gedeckt und ansprechend gestaltet, mit Mög-

lichkeit zum Anschliessen des Velorahmens. Reinigung, Reparatu-
ren an der Anlage sowie regelmässiges Entfernen defekter und ge-
strandeter Fahrräder tragen zur Attraktivität bei.  

 Veloabstellplätze sind möglichst nahe bei den Perronzugängen an-
geordnet. 

 Bei grösseren Bahnhöfen und entsprechender Nachfrage: Angebot 
zum Abstellen von Velos in geschütztem Raum gegen Gebühr (Ve-
lostation bedient oder unbedient). In diesen Stationen sind auch La-
destationen für E-Bikes und Abschliessfächer zu prüfen.  

Trotz der Zunahme des Anteils von E-Bikes und der damit verbundenen 
Erweiterung der Reichweite mit dem Fahrrad haben die meisten Veloab-
stellanlagen bei Bahnhöfen nur eine kommunale Bedeutung. Von regio-
naler Bedeutung sind die Bahnhöfe Bülach, Dielsdorf, Embrach-Rorbas, 
Hüntwangen-Wil, Niederweningen, Oberglatt und Regensdorf. 

Massnahmenbereich GM03.4 
Einführung Bike-Sharing-Angebot 

Verantwortung / 
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung (Bülach, Regensdorf), Unterstützung durch 
Vorstand Regionalplanung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, SBB 

Kostenträger: Gemeinden, SBB 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Umsetzung bis: 2025 

Verankerung: Kommunaler Richtplan Verkehr 

Kosten: Mittel 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

In grösseren Gemeinden bzw. an deren Bahnhöfen ist ein Bike-Sharing-
Angebot zu schaffen, durch welches die Multimodalität weiter gefördert 
werden kann. Für die Bike-Sharing-Angebote müssen Flächen im Bahn-
hofsumfeld gesichert werden. Die Sicherung dieser Flächen können die 
Gemeinden über ihre kommunalen Richtpläne erwirken. 

http://www.velo.zh.ch/parkierung
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In einer ersten Etappe ist die Einführung eines Bike-Sharing-Angebots 
für die Gemeinden Bülach und Regensdorf im Rahmen eines Pilotpro-
jektes zu prüfen. Der Start des Pilotprojekts hat bis spätestens 2025 zu 
erfolgen und zwei Jahre später ist die Pilotphase zu analysieren. Je 
nach Erfolg und Nutzung kann das Angebot anschliessend auf weitere 
Gemeinden ausgedehnt werden. 
Es ist möglichst auf ein System zu setzen, welches bereits in anderen 
Gemeinden in der Umgebung im Einsatz ist. Zum Start stehen dabei An-
gebote mit fixen Stationen im Vordergrund, free-floating-Angebote kön-
nen zu einem späteren Zeitpunkt geprüft werden.  

 

5.4.2 Veloverkehr 

Im Themenfeld Veloverkehr gibt es ein Handlungsstrategieblatt, welches zwei Massnahmen-
bereiche beinhaltet.  

Veloverkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie VV01 Aufwertung lokales und regionales Velover-
kehrsnetz 

Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Durch das Schliessen von Netzlücken und Verbesserungen bei der Inf-
rastruktur soll sich der Anteil des Veloverkehrs am Modalsplit erhöhen. 
Gleichzeitig soll dadurch die Sicherheit des Veloverkehrs verbessert 
werden. Alle wichtigen Ziele im Zürcher Unterland und in Buchs sowie 
Regensdorf sind mit dem Velo direkt und ohne Umwege erreichbar. Ziel 
ist, dass der Veloverkehr für die Bevölkerung vom Zürcher Unterland 
und von Buchs sowie Regensdorf eine gleichwertige Alternative zu den 
anderen Mobilitätsformen hinsichtlich Sicherheit, Zeit und Komfort 
wird.  

Unterstützte Ziele  Z1.1: Reduktion der Tagesdistanzen im Personenverkehr 
 Z1.2: Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am Ge-

samtverkehrsaufkommen 
 Z2.3: Schaffung eines attraktiven regionalen Velonetzes 
 Z2.4: Verbesserung der lokalen Fuss- und Veloverkehrsinfrastruk-

tur (Netz & Qualität) 
 Z5.3: Optimieren der Eigenwirtschaftlichkeit des Gesamtverkehrs-

angebots 

Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und beste-
henden Nutzungen 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung ei-
ner verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 
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 GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 
 ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 
 GV02: Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung im Konsumgü-

terverkehr 

Massnahmenbereich VV01.1 
Verbesserung der Infrastruktur für den Veloverkehr 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung, Tiefbauamt Kanton Zürich 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, Tief-
bauamt Kanton Zürich 

Kostenträger: Gemeinden, Tiefbauamt Kanton Zürich 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: je nach Priorität, spätestens bis 2040 

Verankerung: Kantonaler Velonetzplan 

Kosten: (abhängig von notwendigen Massnahmen) 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Netzlücken im Sinne eines Unterbruchs der Veloroute aufgrund von 
fehlenden Wegverbindungen sind in der Region PZU+ nicht vorhanden. 
Dabei werden Streckenabschnitte ohne Veloinfrastruktur aber mit be-
stehender Strasse, unabhängig von der MIV-Belastung, grundsätzlich 
als fahrbar taxiert. Diese Abschnitte sind jedoch Schwachstellen im 
Netz, welche behoben werden müssen. Die Schwachstellen bezüglich 
der bestehenden Veloverkehrsinfrastruktur sind im kantonalen Velo-
netzplan ersichtlich und im Analysekapitel festgehalten. Gemäss ihrer 
Priorität sind die Schwachstellen nun zu beheben resp. fehlende Velo-
verkehrsinfrastrukturen zu ergänzen. Damit wird ein Beitrag an ein si-
cheres, direktes und attraktives Veloverkehrsnetz geleistet .   
Im rGVK wird für die Behebung der infrastrukturellen Mängel eine Prio-
risierung des kantonalen Velonetzplans vorgenommen. Der definierte 
Zeithorizont bezieht sich dabei nicht auf die Realisierung der Mass-
nahme, sondern bis zu diesem Zeitpunkt muss mindestens die Planung 
gestartet werden. Es werden folgende vier Prioritäten unterschieden: 
 1. Priorität (bis 2025): Realisierung einer Veloinfrastruktur entlang 

wichtiger Veloverbindungen mit hohem Potenzial. 
Bülacherstrasse (Hochfelden), Bahnhofstrasse (Dielsdorf), 
Dorfstrasse/Oberdorfstrasse (Embrach/Oberembrach), Furta-
lerstrasse (Buchs), Hochfelderstrasse (Bülach), Hofstetterstrasse 
(Niederhasli), Irchelstrasse (Freienstein), Kaiserstuhlstrasse 
(Oberglatt), Niederglatterstrasse (Niederhasli), Steinstrasse (Re-
gensdorf), Wehntalstrasse (mehrere Abschnitte entlang der Wehn-
talerstrasse zwischen Regensdorf und Schöfflisdorf), Zür-
cherstrasse (Bülach – Winkel),  

 2. Priorität (bis 2030): Realisierung einer Veloinfrastruktur entlang 
wichtiger Veloverbindungen mit mittlerem Potenzial. 

 3. Priorität (bis 2035): Verbesserung der Veloinfrastruktur entlang 
wichtiger Veloverbindungen mit hohem Potenzial. 

 4. Priorität (bis 2040): Verbesserung der Veloinfrastruktur entlang 
wichtiger Veloverbindungen mit mittlerem Potenzial. 
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Massnahmenbereich VV01.2 
Verbesserung der Schulwegsicherheit 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, Amt 
für Mobilität resp. Tiefbauamt Kanton Zürich 

Kostenträger: Gemeinden, Amt für Mobilität resp. Tiefbauamt Kanton 
Zürich 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: - 

Verankerung: -  

Kosten: (abhängig von notwendigen Massnahmen) 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die Sicherheit auf Schulwegen über die Gemeindegrenzen hinaus ist zu 
verbessern. Betroffen ist dabei der Veloverkehr. An die Infrastruktur 
werden erhöhte Anforderungen bezüglich der Verkehrssicherheit ge-
stellt, welche im Rahmen der Sanierungsprojekte gemäss VV01.1 um-
zusetzen sind. Dabei ist darauf zu achten, dass die Schulwege weiterhin 
direkt geführt werden und nicht aufgrund der erhöhten Sicherheitsan-
forderungen auf Linienführungen entlang von belasteten Strecken ver-
zichtet wird.  

 

5.4.3 Öffentlicher Verkehr 

Im Themenfeld öffentlicher Verkehr gibt es ein Handlungsstrategieblatt, welches vier Mass-
nahmenbereiche beinhaltet.  

Öffentlicher Verkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie ÖV01 Optimierung des bestehenden Busnetzes 
Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachen-
bülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederweningen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Zukünftig soll in der Region kein Bus mehr im Stau stehen, die An-
schlüsse sollen ohne lange Wartezeit gewährleistet werden und zwi-
schen benachbarten Ortschaften sollen direkte Busverbindungen ange-
boten werden. Mit der Behebung der Schwachstellen im Busnetz und 
der Ergänzung weiterer Linien soll die Rolle des ÖV in der Mobilität ge-
stärkt werden. Dabei soll das Angebot insbesondere eine attraktive Al-
ternative zum MIV sein und nicht den Fuss- und Veloverkehr konkur-
renzieren.  
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Unterstützte Ziele  Z1.2: Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am Ge-
samtverkehrsaufkommen 

 Z1.3: Tageszeitlich gleichmässigere Auslastung der Strassen und 
der Angebote im ÖV 

 Z2.1: Optimierung der Erreichbarkeit mit dem ÖV, insbesondere in 
der urbanen Wohnlandschaft 

 Z2.5: Optimale Vernetzung der Verkehrsmittel 
 Z5.2: Sicherstellen der effizienten Mittelverwendung für das Bereit-

stellen des Gesamtverkehrsangebots 

Bezug zu anderen Hand-
lungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und beste-
henden Nutzungen 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung ei-
ner verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 

Massnahmenbereich ÖV01.1 
Prüfung neuer tangentialer Buslinien 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, 
marktverantwortliches Verkehrsunternehmen (MVU) 

Kostenträger: ZVV, Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Umsetzung bis:  Konzept bis 2025, anschliessend Umsetzung bis 
2030/35 (im Rahmen des Fahrplanverfahrens) 

Verankerung: - 

Kosten: Konzept: Tief; Umsetzung/Betrieb: Hoch 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Abschätzung im Rahmen Erarbei-
tung Konzept 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 
 

Im Rahmen des Fahrplanverfahrens zum Verbundangebot können die 
Gemeinden und die Planungsgruppen Verbesserungsvorschläge zum 
ÖV-Angebot (z.B. Linien-/ Fahrplananpassungen, neue Linien) einbrin-
gen. Das marktverantwortliche Verkehrsunternehmen (hier PostAuto 
AG bzw. VBG) ist für die Konzepterstellung zuständig. Die Konzepte 
werden vom ZVV geprüft und an den regionalen Verkehrskonferenzen 
diskutiert. Der Entscheid über das ÖV-Angebot liegt schlussendlich 
beim Verkehrsrat.  
In der Mittel-/ Langfristplanung sind zwei neue Angebotskonzepte zu 
prüfen und vorzubereiten. Zu prüfen sind folgende neue tangentialen 
Buslinien:  
 Bülach – Dielsdorf (Verbindung mit Buserschliessung Baden-

erstrasse/Jakobstal prüfen) 
 Oberhasli/ONN – Regensdorf  
Zusätzlich ist bei der bestehenden Buslinie Dielsdorf – Regensdorf die 
Einbindung von Buchs zu prüfen. Denkbar wäre entweder eine Umweg-
fahrt des Busses oder die Prüfung der Optimierung der Anschlüsse 
beim Bahnhof Regensdorf.  

Massnahmenbereich ÖV01.2 
Optimierung Linienführungen zu wichtigen Zielen 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, 
marktverantwortliches Verkehrsunternehmen 
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Kostenträger: ZVV, Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Umsetzung bis:  2024/25 (im Rahmen des Fahrplanverfahrens); vorher 
Erarbeitung Konzept 

Verankerung: - 

Kosten: Konzept: Tief; Umsetzung/Betrieb: Hoch 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Abschätzung im Rahmen Erarbei-
tung Konzept 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die Linienführung ist auf unterschiedlichen Buslinien nicht optimal. Ei-
nige wichtige Ziele sind nicht oder nicht optimal mit Bushaltestellen er-
schlossen. Die rasche Verbindung zu den Bahnhöfen ist prioritär; in 
zweiter Priorität sind auch die Verbindungen von Siedlungsgebieten un-
tereinander zu optimieren, wo die Nachfrage genügend hoch ist. 
Dadurch erhöht sich die Reisezeit zu einigen wichtigen Zielen mit dem 
ÖV, was die Attraktivität mindert. Damit der ÖV-Anteil am Gesamtver-
kehrsaufkommen der Region PZU+ erhöht werden kann, ist zu prüfen, 
ob die nachfolgenden Standorte mit einer optimierten, direkteren Lini-
enführung ab dem nächstgelegenen Bahnhof erschlossen werden kön-
nen. 
 Einkaufszentren Bachenbülach / Bülach Süd (z.B. Taktverdichtung 

Bus 504) 
 Einkaufsgebiet Watt (bei Regensdorf) 
 Gewerbegebiet Dielsdorf 
 Gewerbegebiet Industrie Oberhasli 
 Gewerbegebiet Watt-Oberdorf  
 Wohn- und Gewerbegebiete in Bülach/Bachenbülach (Buslinie 501) 
Für die Umsetzung der optimierten Linienführung muss die betroffene 
Gemeinde wiederum einen Antrag beim marktverantwortlichen Ver-
kehrsunternehmen (MVU) stellen, welcher im Rahmen des Fahrplan-
verfahrens behandelt wird.  

Massnahmenbereich ÖV01.3 
Gezielte Beseitigung lokaler Kapazitätsengpässe im öffentlichen Busnetz 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Marktverantwortliches Verkehrsunternehmen (MVU) 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, 
marktverantwortliches Verkehrsunternehmen, Tiefbauamt Kanton Zü-
rich 

Kostenträger: ZVV, Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Umsetzung bis: 2030/40 

Verankerung: - 

Kosten: Mittel - Hoch 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief – Mittel  

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Auf mehreren Buslinien in der Region PZU+ bestehen heute bereits Ka-
pazitätsengpässe. Dafür gibt es zwei Gründe: Kapazitätsengpässe beim 
Angebot (zu geringe Taktdichte oder zu kleine Gefässe (Fahrzeuge)) so-
wie Kapazitätsengpässe wegen der Überlastung des Strassennetzes 
(z.B. fehlende ÖV-Priorisierung). In Anbetracht des Bevölkerungs- und 
Beschäftigtenwachstums und dem Trend zur 24-Stunden-Gesellschaft 
sind zu den Spitzenzeiten, aber ebenso zu den Randzeiten Kapazitäts-
steigerungen notwendig. Mit der Beseitigung von Engpässen, kann die 



  
 
rGVK Zürcher Unterland plus 
56/67 
 

 

 

Fahrplanstabilität verbessert und damit die Zuverlässigkeit erhöht wer-
den. Damit verbessert sich wiederum die Konkurrenzfähigkeit des ÖV 
gegenüber dem MIV.  
In der Regel hat das markverantwortliche Verkehrsunternehmen einen 
sehr guten Überblick über die Situation im eigenen Netz und plant den 
Umgang mit Engpässen im bestehenden Netz bzw. bei Fahrzeugen. Die  
Gemeinden reichen im Rahmen des nächsten Fahrplanverfahrens An-
träge zur Behebung von Schwachstellen auf deren Gemeindegebiet ein. 
Die regionale Verkehrskonferenz prüft diese im Auftrag der Gemeinden. 
Das marktverantwortliche Verkehrsunternehmen verfolgt in der Region 
PZU+ folgende Schwachstellen:  
Kapazitätsengpässe Angebot (Takt, Gefäss): 
 Abschnitt Bülach – Flughafen (1. Priorität)  

 marktverantwortliches Verkehrsunternehmen: PostAuto AG 
 Strecke Embrachertal (1. Priorität) 

 marktverantwortliches Verkehrsunternehmen: PostAuto AG 
 Abschnitt Niederglatt – Oberglatt (2. Priorität)  

 marktverantwortliches Verkehrsunternehmen: PostAuto AG 
Ursachen für Kapazitätsengpässe und Überlastung Strassennetz: 
 Bereich Brückenköpfe in Eglisau (1. Priorität) 
 Abschnitt Embrach Dreispitz bis Ausgang Lufingen (1. Priorität) 
 Bülach Knoten Hochfelderkreisel (1. Priorität) 
 Dielsdorf Knoten Bahnhof-/Geerenstrasse (1. Priorität) 
 Dielsdorf Knoten Kreisel Altmoos (1. Priorität) 
 Neerach Knoten Wehntaler-/Dielsdorferstrasse (2. Priorität) 
 Regensdorf Knoten Althardstrasse/Ostring (2. Priorität) 
 Regensdorf Knoten Neue Wehntaler-/Buchserstrasse (2. Priorität) 
Die Verantwortung bei Angebots-Massnahmen (Taktverdichtung, grös-
sere Gefässe) liegt beim marktverantwortlichen Verkehrsunternehmen. 
Bei infrastrukturellen Massnahmen ist der Strasseneigentümer verant-
wortlich; er wird vom MVU auf die Probleme hingewiesen. Nach Mög-
lichkeit sollen die Kapazitätsengpässe der ersten Priorität bis 2030, 
jene der zweiten Priorität bis 2040 behoben werden.  

Massnahmenbereich ÖV01.4 
Verbesserung der Umsteigebeziehungen bzw. Anschlüsse 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament, 
marktverantwortliches Verkehrsunternehmen 

Kostenträger: ZVV, Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Umsetzung bis:  2024/2025 (im Rahmen des Fahrplanverfahrens) 

Verankerung: - 

Kosten: variieren stark mit notwendiger Massnahme 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief – Mittel  

Erläuterung Massnahmen-
bereich 
 

Die Anschlüsse zwischen S-Bahn und Busnetz funktionieren grundsätz-
lich gut. Zu Anschlussbrüchen kommt es vor allem zu Spitzenstunden 
aufgrund der Überlastung des Strassennetzes. Dringlicher Bedarf für 
eine Verbesserung des Anschlusses ist am Bahnhof Embrach-Rorbas 
vorhanden. Gefragt ist eine kürzere Umsteigezeit auf die S-Bahn nach 
Winterthur. Die neu eingeführte Buslinie 529 nach Pfungen verbessert 
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bereits die Verbindung von Rorbas nach Winterthur. Optimierungsbe-
darf besteht hingegen weiterhin für die Verbindung von Embrach nach 
Winterthur. Die Gemeinde Embrach stellt daher im Rahmen des nächs-
ten Fahrplanverfahrens einen Antrag beim marktverantwortlichen Ver-
kehrsunternehmen (MVU) für eine kürzere Umsteigezeit auf die S-Bahn 
nach Winterthur.  

 

5.4.4 Motorisierter Individualverkehr  

Im Themenfeld motorisierter Individualverkehr gibt es insgesamt drei Handlungsstrategieb-
lätter, welche zusammen vier Massnahmenbereiche beinhalten.  

Motorisierter Individualverkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie MIV01 Bündelung des Verkehrs auf den Hauptach-
sen 

Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-Teu-
fen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Mit der Bündelung des Verkehrs auf wenigen Hauptachsen sollen insbe-
sondere Wohngebiete vom motorisierten Verkehr entlastet werden. Orts-
durchfahrten sollen mit geeigneten Massnahmen angepasst werden, um 
die Siedlungsverträglichkeit zu verbessern. Zentrumsdurchfahrten sol-
len durch geeignete Massnahmen entlastet werden, wenn alternative 
Routen zur Verfügung stehen (Bülach, Regensdorf).    

Unterstützte Ziele  Z1.3: Tageszeitlich gleichmässigere Auslastung der Strassen und 
der Angebote im ÖV 

 Z2.1: Optimierung der Erreichbarkeit mit dem ÖV, insbesondere in 
der urbanen Wohnlandschaft 

 Z2.2: Erhalt der Erreichbarkeit mit dem MIV 
 Z3.1: Lenkung des MIV-Durchgangsverkehrs auf das übergeordnete 

Netz  
 Z3.2: Verbesserung der Siedlungsverträglichkeit des Strassenver-

kehrs 

Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 
verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 
 ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 

Massnahmenbereich MIV01.1 
Bündelung des Verkehrs auf den Hauptachsen 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Tiefbauamt Kanton Zürich, Gemeinden 

Kostenträger: Tiefbauamt Kanton Zürich, Gemeinden 
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Weitere Beteiligte: - 

Umsetzung bis: Im Rahmen der nächsten Revision 

Verankerung: Kommunaler Richtplan Verkehr 

Kosten: Mittel 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Das Strassennetz in der Schweiz ist hierarchisch aufgebaut. Der Verkehr 
von den kleineren Quartierstrassen wird auf den grösseren kommunalen 
Strassen gesammelt und von dort auf den kantonalen sowie nationalen 
Strassen in andere Regionen geleitet. Durch die immer höher belasteten 
übergeordneten Strassennetze findet teilweise ein unerwünschter Rück-
lagerungseffekt statt: Kleinere und grössere kommunale Strassen wer-
den als Umfahrung von überlasteten übergeordneten Strassenabschnit-
ten genutzt. Dadurch entsteht unerwünschter Schleichverkehr; die Auf-
enthaltsqualität, Sicherheit etc. in Quartieren wird beeinträchtigt.  
Mit geeigneten Massnahmen ist der Verkehr wieder auf die Hauptachsen 
zu lenken und damit unerwünschter Schleichverkehr zu unterbinden 
Denkbare Massnahmen sind beispielsweise Verkehrsberuhigung, die 
Schaffung von Sackgassen etc. zur Verhinderung von Durchgangsverkehr 
oder die Steuerung von LSA mit der Priorisierung der erwünschten Fahr-
beziehungen.  
Die Gemeinden prüfen gemeinsam mit dem Kanton Massnahmen, um 
Schleichverkehr auf dem kommunalen Netz zu verhindern.  Dies können 
steuernde Massnahmen auf dem übergeordneten Netz oder flankierende 
Massnahmen auf dem untergeordneten Netz sein.  

 

Motorisierter Individualverkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland 
Plus 

Handlungsstrategie MIV02 Situationsgerechte Regelung der Parkierung 
Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Unterstützte Ziele  Z2.2: Erhalt der Erreichbarkeit mit dem MIV 
 Z2.5: Optimale Vernetzung der Verkehrsmittel 
 Z5.1: Sicherstellen der Finanzierbarkeit des Gesamtverkehrsange-

bots 
 Z5.2: Sicherstellen der effizienten Mittelverwendung für das Bereit-

stellen des Gesamtverkehrsangebots 
 Z5.3: Optimieren der Eigenwirtschaftlichkeit des Gesamtverkehrs-

angebots 

Ziel Mit der situationsgerechten Regelung der Parkierung soll ein Beitrag 
zur nachhaltigen Gestaltung der Mobilität geleistet werden. Zudem soll 
dadurch die Fremdparkierung sowie das wilde Parkieren reduziert und 
die bestimmungsgemässe Nutzung der Parkfelder gestärkt werden.  
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Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und beste-
henden Nutzungen 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 
verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 
 VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 
 ÖV01: Optimierung des bestehenden Busnetzes 
 MIV03: Regulierung von Valet-Parking 

Massnahmenbereich MIV02.1 
Regional abgestimmtes Management des öffentlichen Parkraums 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Konzept: Vorstand Regionalplanung; Umsetzung: Bauverwal-
tung 

Massnahmenträger: Vorstand Regionalplanung, Gemeinderat / Stadtrat 
bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Erarbeitung Konzept: Vorstand Regionalplanung, An-
schliessende Umsetzung: Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Private 

Umsetzung bis: Regionales Parkierungskonzept bis 2025 

Verankerung: - 

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Hoch 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 
 

Die Bewirtschaftung des öffentlichen Parkraums wird abgestimmt auf 
die Gemeindegrösse, die Lage innerhalb der Gemeinde sowie die ange-
gliederten Nutzungen eingeführt. Dazu wird bis 2025 die Ausarbeitung 
eines regionalen Parkierungskonzept ausgelöst und entsprechend via 
Verband durch die Gemeinden finanziert. Der Kanton sowie Dritte kön-
nen sich finanziell an der Erarbeitung des Konzepts beteiligen. Der Peri-
meter des regionalen Parkierungskonzepts entspricht grundsätzlich 
dem Perimeter der PZU+ und enthält alle Gemeinden des Zürcher Un-
terlands sowie die beiden Gemeinden Buchs und Regensdorf. Beim Start 
der Konzepterarbeitung ist zu prüfen, ob wirklich alle Gemeinden Mass-
nahmen umsetzen und sich somit finanziell beteiligen müssen.  
Grundsätzlich ist es aber zweckmässig, wenn in der gesamten Region 
die Gemeinden abhängig von der Bevölkerungsgrösse, Bedeutung des 
Zentrums etc. die Massnahmen aufeinander abstimmen. So sind bei-
spielsweise die Parkgebühren in den Zentren der verschiedenen Zent-
rumsgemeinden gleich hoch zu definieren und auch die Gebühren für 
Parkkarten aufeinander abzustimmen. Folgende Bewirtschaftungsfor-
men sind zweckmässig: 
 Monetäre und zeitliche Bewirtschaftung in Zentren mit einem hohen 

Parkdruck sowie einer guten Erreichbarkeit auch ohne Auto: Zen-
tren Bülach, Regensdorf, Eglisau und weitere. Damit kann auch si-
chergestellt werden, dass Parkplätze nur kurze Zeit, während der 
Erledigung von Einkäufen etc. genutzt werden und nicht den ganzen 
Tag von Pendlern etc. besetzt werden.  

 Monetäre Bewirtschaftung oder zeitliche Bewirtschaftung der Zen-
tren der etwas kleineren Zentrumsgemeinden: Dielsdorf, Glattfel-
den und weitere. Damit kann ebenfalls das Ziel verfolgt werden, 
Fremdparkierung zu vermeiden und zu langes Abstellen von Fahr-
zeugen zu verhindern.  

 Zeitliche Bewirtschaftung («Weisse und Blaue Zone») in den Sied-
lungsgebieten um die Gemeindezentren herum. Kombination mit 
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Parkkarten für Anwohnende denkbar. Damit kann erreicht werden, 
dass Fahrzeuge nicht ausserhalb des bewirtschafteten Zentrums 
abgestellt werden.  

 Einführung von Parkkarten in Wohnquartieren (Nachtparkierung), 
wo vermehrt Fahrzeuge unentgeltlich auf öffentlichem Grund abge-
stellt werden. Damit kann der gesteigerte Gemeingebrauch abge-
golten werden.  

 Keine Regelung in Siedlungsgebieten ohne jeglichen Parkdruck 
bzw. ohne durch Parkierung bedingte negative Folgen. 

 Monetäre Bewirtschaftung (mit Gratis-Parkzeit) von Parkierungsan-
lagen bei Sportstätten, öffentlichen Gebäuden sowie vergleichbaren 
Anlagen.  

In Ergänzung zu den Parkfeldern für Autos sind im regionalen Parkie-
rungskonzept auch Abstellplätze für motorisierte Zweiräder zu berück-
sichtigen. Damit wird wildem Parkieren von Motorrädern oder dem Ab-
stellen auf Veloabstellplätzen vorgebeugt.  
Im Rahmen der Erarbeitung des regionalen Parkierungskonzepts wird 
der Umsetzungshorizont für die Gemeinden festgelegt. Dieser kann, ab-
hängig vom Handlungsbedarf, für die Gemeinden unterschiedlich sein.  

Massnahmenbereich MIV02.2 
Regelungen der privaten Parkierung 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: Im Rahmen der nächsten Revision der NuPla resp. 
Parkplatzverordnung 

Verankerung: Nutzungsplanung (NuPla) resp. Parkplatzverordnung 

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel – Hoch  

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die Parkierung auf privatem Grund wird in den folgenden Bereichen ge-
regelt:  
 Festlegung von Obergrenzen für die Anzahl der zu erstellenden 

Parkplätze bei neuen Überbauungen inkl. Berücksichtigung von 
motorisierten Zweirädern. 

 Regelungen zur Zulassung von autoreduziertem / autofreiem Woh-
nen 

Im Rahmen der nächsten Revision der NuPla resp. Parkplatzverordnung 
werden Obergrenzen für die Anzahl Parkplätze auf privatem Grund fest-
gelegt. Dabei sind nicht nur Abstellplätze für Autos zu berücksichtigen, 
sondern auch solche für motorisierte Zweiräder. Die VSS-Norm 40 281 
gibt Hinweise zu zweckmässigen Grössenordnungen für die Anzahl zu 
erstellenden Parkplätzen in Abhängigkeit der Nutzung und Nutzfläche. 
Der Kanton Zürich hat eine «Wegleitung zur Regelung des Parkplatzbe-
darfs in kommunalen Erlassen» erarbeitet. Eine überarbeitete Version 
befindet sich zurzeit in Vernehmlassung. Auch diese gibt Empfehlungen 
zum Parkfeldangebot für verschiedene Nutzungen.  
Im Rahmen der nächsten Revision der NuPla resp. Parkplatzverordnung 
wird autoreduziertes resp. autofreies Wohnen zugelassen. Die Gemein-
den prüfen anschliessend ob und in welcher Form autoreduziertes resp. 
autofreies Wohnen in ihrer Gemeinde umgesetzt werden könnte. Durch 
das Erlauben von autoreduziertem bzw. autoarmem Wohnen wird eine 
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starke Reduktion der privaten Parkierung für die Bauherrschaft ermög-
lich. Voraussetzung ist, dass gewisse Kriterien erfüllt werden (gute ÖV-
Erschliessung, zentrale Lage, Einkaufseinrichtungen im unmittelbaren 
Umfeld) und zusätzliche Angebote zur Verfügung gestellt werden (mehr 
Veloabstellplätze, Carsharing etc.). Zentral ist, dass ein durchdachtes 
Monitoring- und Controlling-Konzept vorliegt. Anhand diesem soll die 
Situation laufend geprüft werden. Bei Missständen (z.B. Parkierung im 
öffentlichen Raum) besteht die Pflicht zu Ersatzmassnahmen. 

 

Motorisierter Individualverkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland 
Plus 

Handlungsstrategie MIV03 Ausschluss von Valet-Parking 
Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Die Verkehrsbelastung in der Region PZU+ soll reduziert werden. Dafür 
soll das Valet-Parking im Perimeter PZU+ zukünftig vermieden werden.  

Unterstützte Ziele  Z3.2: Verbesserung der Siedlungsverträglichkeit des Strassenver-
kehrs 

 Z3.3: Verminderung der Luft- und Lärmbelastungen und des Ener-
gieverbrauchs 

Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 
verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 
 MIV02: Regelung der Parkierung 

Massnahmenbereich MIV03.1 
Vermeiden von Valet Parking 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Bauverwaltung 

Massnahmenträger: Gemeinderat / Stadtrat bzw. Stadtparlament 

Kostenträger: Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private 

Umsetzung bis: Im Rahmen der nächsten Revision der NuPla resp. 
Parkplatzverordnung 

Verankerung: Nutzungsplanung (NuPla) resp. Parkplatzverordnung 

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief – Mittel  

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Parkplätze sind an eine Nutzung gebunden und entsprechend den ein-
schlägigen Vorschriften und Normen ist die erlaubte Zahl der zu erstel-
lenden Parkplätze beschränkt. Die Realisierung zusätzlicher Parkplätze 
für das Valet-Parking ist deshalb durch die Gemeinden zu untersagen. 
Im Regionalen Richtplan Unterland ist dazu folgenden Massnahme defi-
niert: „Die Gemeinden orientieren sich bei der Erstellung von Parkie-
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rungsanlagen an den Zielsetzungen im Richtplan. Parkierungsmöglich-
keiten ausserhalb des Flughafens Zürich werden nur an den im regiona-
len Richtplan festgelegten Standorten bewilligt, mit der Auflage, dass 
der Transport der Flugpassagiere zum und vom Flughafen mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln erfolgt.3“ Ziel ist, dass die Gemeinden in der Nu-
Pla resp. der Parkplatzverordnung festlegen, dass keine neuen Ange-
bote für das Valet-Parking mehr geschaffen werden dürfen.4 

 

5.4.5 Güterverkehr 

Im Themenfeld Güterverkehr gibt es insgesamt zwei Handlungsstrategieblätter, welche zu-
sammen vier Massnahmenbereichen beinhalten.  

Güterverkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland 
Plus 

Handlungsstrategie GV01 Steigerung des Anteils der Bahn beim Gü-
ter-Schwerverkehr 

Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Um das Verkehrsaufkommen zu reduzieren, ist es zwingend notwendig, 
dass mehr Schwerverkehr auf die Schiene verlagert wird. Dazu soll das 
Verladeangebot optimiert werden.  

Unterstützte Ziele  Z1.3: Tageszeitlich gleichmässige Auslastung der Strassen und der 
Angebote im ÖV 

 Z1.4: Optimale Ver-/Umladestationen für Logistik- und Güterver-
kehr (kurze Wege, Bahnanteil erhöhen) 

 Z3.2: Verbesserung der Siedlungsverträglichkeit des Strassenver-
kehrs 

 Z3.3: Verminderung der Luft- und Lärmbelastungen und des Ener-
gieverbrauchs 

 Z3.4: Minimierung des Bodenverbrauchs, der Versiegelung und der 
Trennwirkung durch Verkehrswege 

 Z4.1: Steigern der objektiven Verkehrssicherheit 
 Z4.2: Steigern der subjektiven Verkehrssicherheit 

Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 
verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 VV01 Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 

 
3 Kanton Zürich. Regionaler Richtplan Unterland. Beschluss des Regierungsrats vom 7. Februar 2018. 
4 Zum aktuellen Zeitpunkt (Erarbeitung rGVK PZU+ Sommer 2021) gibt es noch Rechtsunsicherheiten in 

Bezug auf die Möglichkeit der Einschränkung von Valet-Parking. Der aktuell laufende Prozess soll klä-
ren, welche Möglichkeiten es zur Einschränkung von Valet-Parking gibt. 
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Massnahmenbereich GV01.1 
Prüfung und Erhalt neuer Verladestandorte von Kies auf Bahn 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Massnahmenträger: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Gemeinden 

Kostenträger: Konzept: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Infrastruktur 
(Erhalt, Neubau): Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Vorstand Regionalplanung, Private, SBB 

Umsetzung bis: - 

Verankerung: Kantonaler Richtplan (Aufnahme ist nach Erstellung des 
Kantonalen Konzepts zu prüfen) 

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Der Kanton Zürich ist dafür verantwortlich,  dass bestehende Verlade-
standorte erhalten und genügend Trassen für den Gütertransport auf 
der Bahn gesichert werden. Weiter sollen weitere Kiesabbaugebiete 
durch bestehende oder neue Verladestationen an die Bahn angebunden 
werden. Folgende neuen Standorte sind langfristig im Rahmen einer 
Machbarkeitsstudie zu prüfen: 
 Neuer Verladestandort Glattfelden 
 Anbindung Kiesabbaugebiete zwischen Glattfelden und Zweidlen 

an die Verladestation Weiach 

Massnahmenbereich GV01.2 
Stärkung und Erhalt Bauschuttsortierung / Kiesaufbereitung mit Verlad auf Bahn 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Massnahmenträger: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Gemeinden 

Kostenträger: Konzept: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Infrastruktur 
(Erhalt, Neubau): Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private, SBB 

Umsetzung bis: Daueraufgabe 

Verankerung: Kantonaler Richtplan (Aufnahme ist nach Erstellung des 
Kantonalen Konzepts zu prüfen) 

Kosten: Tief – Mittel  

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die bestehenden Bauschuttsortierungs- und Kiesaufbereitungsanlagen 
verfügen bereits über einen Bahnanschluss. Es ist wichtig, dass diese 
Standorte erhalten bleiben und wenn möglich aber auch dort die Kapa-
zität auf den Trassees gesteigert werden kann. Zudem wird durch das 
PBG gefordert, dass zukünftig noch mehr Aushubmaterial mit der Bahn 
transportiert wird. Dazu werden in der zurzeit laufenden Teilrevision 
des kantonalen Richtplans (Stand Sommer 2021) neue Standorte fest-
gelegt.  

Massnahmenbereich GV01.3 
Verschiebung und Erhalt Freiverlad 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Massnahmenträger: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Gemeinden 

Kostenträger: Konzept: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Infrastruktur 
(Erhalt, Neubau): Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private, SBB 
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Umsetzung bis: - 

Verankerung: Kantonaler Richtplan (Aufnahme ist nach Erstellung des 
Kantonalen Konzepts zu prüfen) 

Kosten: Mittel – Hoch   

Wirkung des Massnahmenbereichs: Tief 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Die bestehenden Standorte vom Freiverlad sind zu erhalten, damit wei-
terhin möglichst viel Güterverkehr über die Schiene abgewickelt wer-
den kann. Die Lage der Freiverlade ist abhängig von der jeweiligen Situ-
ationen laufend zu prüfen. Eine Verschiebung eines Freiverlads bzw. ein 
neuer Standort sind zu prüfen falls mehrere bahnaffine resp. güterver-
kehrsintensive Einrichtungen nicht mehr direkt an den jeweiligen Frei-
verlad angeschlossen sind. Dies betrifft alle Freiverlade in der Region 
PZU+, wobei insbesondere in Regensdorf gemäss dem kantonalen Kon-
zept eine Verschiebung in Richtung Industriegebiet West zu prüfen 
resp. anzustreben ist.  

 

Güterverkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie GV02 Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung 
im Konsumgüterverkehr 

Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-
Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederwenin-
gen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Durch eine gebündelte Feinverteilung, z.B. ein sogenanntes Hub-System, 
soll das Verkehrsaufkommen reduziert werden. Somit soll ein Beitrag 
geleistet werden zur Reduktion der Verkehrsbelastung in den Siedlungs-
gebieten und damit allgemein die nachhaltige Mobilität gefördert wer-
den. Für die Feinverteilung soll dabei der Einsatz von Cargo-Bikes oder 
E-Transportern gefördert werden.  

Unterstützte Ziele  Z1.3: Tageszeitlich gleichmässigere Auslastung der Strassen und 
der Angebote im ÖV 

 Z1.4: Optimale Ver-/Umladestationen für Logistik- und Güterverkehr 
(kurze Wege, Bahnanteil erhöhen) 

 Z3.2: Verbesserung der Siedlungsverträglichkeit des Strassenver-
kehrs 

 Z3.3: Verminderung der Luft- und Lärmbelastungen und des Ener-
gieverbrauchs 

Einfluss auf andere Hand-
lungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und bestehen-
den Nutzungen 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 
verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 VV01: Aufwertung lokales und regionales Veloverkehrsnetz 
 MIV01: Bündelung des Verkehrs auf Hauptachsen 
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Massnahmenbereich GV02.1 
Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung im Konsumgüterverkehr 

Verantwortung /  
Umsetzung 

Initiator: Amt für Mobilität Kanton Zürich 

Massnahmenträger: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Gemeinden 

Kostenträger: Amt für Mobilität Kanton Zürich, Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Private, SBB 

Umsetzung bis: - 

Verankerung: - 

Kosten: Tief 

Wirkung des Massnahmenbereichs: Mittel 

Erläuterung Massnahmen-
bereich 

Vom Amt für Mobilität des Kantons Zürich wird derzeit ein Güterver-
kehrs- und Logistikkonzept (GVLK) zur Sicherstellung der zukünftigen 
Güterver- und -entsorgung erarbeitet, welches auch Strategien und 
Handlungsansätze für die Feinverteilung der Konsumgüter beinhaltet. 
Auf der Basis der GVLK können regionsspezifische City-Logistik-Kon-
zepte erarbeitet werden. Die Zuständigkeit für die Erarbeitung dieser re-
gionsspezifischen City-Logistik-Konzepte muss im GVLK geklärt werden, 
ebenso die formelle Verankerung der jeweiligen Massnahmen. Von be-
sonderer Bedeutung ist dabei die frühzeitige grundeigentümerverbindli-
che Sicherung von geeigneten Umschlagsflächen Bahn-Strasse und 
Strasse-Strasse insbesondere in urbanen Gebieten.   
Das Zürcher Unterland sowie die Gemeinden Buchs und Regensdorf ha-
ben im Rahmen des rGVK sinnvolle Perimeter für eine solche Feinvertei-
lung definiert. Folgende zusammenhängende Gebiete eignen sich aus 
Sicht der Region PZU+ für eine nachhaltige Feinverteilung beim Konsum-
güterverkehr: 
 Regensdorf 
 Oberglatt – Niederglatt – Niederhasli 
 Bülach – Bachenbülach 
 Embrach – Rorbas  
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6 Umsetzungstabelle 
Als einfaches Instrument für die Umsetzungsplanung wurde eine Gesamtübersicht aller Mas-
snahmen erstellt. Diese befindet sich in Anhang 2. In der Umsetzungstabelle sind alle Mas-
snahmenbereiche aufgeführt sowie die dazugehörige Zuständigkeit für die Initialisierung der 
Massnahme. Ergänzt ist je Massnahmenbereich, bis wann die Massnahme umgesetzt und 
in welchem Planungsinstrument diese verankert werden soll.  

Die eigentliche Realisierung der vielfältigen Aufgaben, welche im rGVK PZU+ enthalten sind, 
bedarf konkreter Schritte auf allen Ebenen. Die Ziele und Handlungsstrategien mit den Mas-
snahmenbereichen des rGVK PZU+ müssen daher nicht nur auf kantonaler und regionaler 
sondern auch auf kommunaler Ebene verankert werden. Das Thema Mobilität sollte im Sinne 
des rGVK PZU+ bei Planungen, Bauvorhaben, und Baubewilligungen standardmässig, aber 
auch den jeweiligen Situationen entsprechend, thematisiert werden. Es braucht letztlich 
massgeschneiderte Lösungen und Rahmenbedingungen, um die gewünschte Wirksamkeit 
zu erreichen.  

Die Verwirklichung des miteinander erarbeiteten Zielbildes des rGVK PZU+ gelingt nur ge-
meinsam.  
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Anhang 



Anhang1: Verworfene Handlungsstrategieblätter 
Veloverkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie VV02 Verbesserung der Infrastruktur für den 
Freizeitverkehr 

Verantwortung Lead Initialisierung: Kanton Zürich 

Massnahmenträger: Kanton Zürich und Kanton Schaffhausen 

Kostenträger: Kanton Zürich und Kanton Schaffhausen 

Weitere Beteiligte: Berg am Irchel, Freienstein-Teufen 

Betroffene und 
beteiligte Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederweningen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Die Freizeitrouten im Zürcher Unterland sowie in Buchs und Regensdorf verfügen 
zukünftig über eine sichere und attraktive Infrastruktur, sodass sich auch ungeübte 
Velofahrende sowie Kinder auf diesen Routen sicher fühlen. Der Veloverkehr gewinnt 
dadurch noch mehr an Bedeutung, wodurch indirekt auch die Nutzung im 
Alltagsverkehr gefördert werden kann.  

Unterstützte Ziele  Z1.2: Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am 
Gesamtverkehrsaufkommen 

 Z2.3: Schaffung eines attraktiven regionalen Velonetzes 
 Z2.4: Verbesserung der lokalen Fuss- und Veloverkehrsinfrastruktur (Netz & 

Qualität) 
 Z4.1: Steigerung der objektiven Verkehrssicherheit 
 Z4.2: Steigerung der subjektiven Verkehrssicherheit 

Einfluss auf andere 
Handlungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und bestehenden Nutzungen 
 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer verträglichen 

Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 
 FVV01: Aufwertung lokales Fussverkehrsnetz sowie lokales und regionales 

Veloverkehrsnetz 

Massnahmenbereiche 

Freizeitrouten mit 
Handlungsbedarf 

Folgende Freizeitrouten in der Region PZU+ weisen einen Handlungsbedarf auf: 
 Strecke um den Irchel: 

Die schmale und kurvenreiche Strecke um den Irchel weist keine eigene 
Infrastruktur auf für den Veloverkehr. Die Sicherheit der Velofahrenden ist damit 
gefährdet. Um die Sicherheit der Velofahrenden zu erhöhen und den Irchel für 
Velofahrende wieder attraktiv zu gestalten, ist eine eigene Veloinfrastruktur 
zwingend.  

 Tössegg: 
Um von der Tössegg die Irchelstrasse zu erreichen muss eine grosse 
Höhendifferenz überwunden werden. Dies ist nicht für alle Velofahrenden machbar 
und daher ein Hindernis. Damit die nationale Route entlang des Rheins für alle 
Velofahrenden attraktiv und durchgängig befahrbar ist, braucht es eine alternative 
Routenführung.  

Der Lösungsansatz für die beiden oben aufgeführten Schwachstellen ist bekannt; eine 
alternative Routenführung auf der westlichen Rheinseite von Rüdlingen bis zur Tössegg. 
Problematisch ist, dass sich dieser Abschnitt auf dem Gebiet des Kantons Schaffhausen 



befindet. Der Kanton muss in Zusammenarbeit mit der Region PZU und den betroffenen 
Gemeinden daher die Initiative ergreifen und zusammen mit den betroffenen 
Gemeinden des Kantons Schaffhausen eine Lösung ausarbeiten.  

 

  



Öffentlicher Verkehr Regionales Gesamtverkehrskonzept Zürcher Unterland Plus 

Handlungsstrategie ÖV02 Prüfung flexibler ÖV-Angebote (für Randzeiten/ 
-gebiete) 

Verantwortung Lead Initialisierung: Region PZU+ 

Massnahmenträger: Gemeinden 

Kostenträger: Gemeinden 

Weitere Beteiligte: Marktverantwortliches Verkehrsunternehmen, ZVV 

Betroffene und beteiligte 
Gemeinden 

Bachenbülach 
Bachs 
Buchs ZH 
Bülach 
Dielsdorf 
Eglisau 
Embrach 
Freienstein-Teufen 

Glattfelden 
Hochfelden 
Höri 
Hüntwangen 
Lufingen 
Neerach 
Niederglatt 
Niederhasli 

Niederweningen 
Oberembrach 
Oberglatt 
Oberweningen 
Rafz 
Regensberg 
Regensdorf 
Rorbas 

Schleinikon 
Schöfflisdorf 
Stadel 
Steinmaur 
Wasterkingen 
Weiach 
Wil ZH 
Winkel 

Ziel Mit einem flexiblen ÖV-Angebot kann ein Basisangebot auch in Gebieten mit 
geringer Siedlungsdichte geschaffen werden. Damit können MIV-Fahrten 
gebündelt werden. Voraussetzung ist, dass das entwickelte ÖV-Angebot gut auf 
die lokalen Gegebenheiten abgestimmt ist und die spezifischen Bedürfnisse 
möglichst gut abgedeckt werden. Das Angebot sollte für alle Nutzer und 
Nutzerinnen zugänglich und benutzbar sein, damit der Verlagerungseffekt erzielt 
werden kann. 

Unterstützte Ziele  Z1.2: Erhöhung des ÖV-, Velo- und Fussverkehrsanteils am 
Gesamtverkehrsaufkommen 

 Z1.3: Tageszeitlich gleichmässigere Auslastung der Strassen und der 
Angebote im ÖV 

 Z2.1: Optimierung der Erreichbarkeit mit dem ÖV, insbesondere in der 
urbanen Wohnlandschaft 

Bezug zu anderen 
Handlungsstrategien 

 GM01: Förderung der nachhaltigen Mobilität in neuen und bestehenden 
Nutzungen 

 GM02: Verbesserung der Aufenthaltsqualität sowie Förderung einer 
verträglichen Abwicklung des Gesamtverkehrs in Ortszentren 

 GM03: Förderung der Multi- und Intermodalität 

Massnahmenbereiche 

Vorgaben für die 
Erarbeitung eines 
Konzeptes 

In einem ersten Schritt prüft die Region PZU+, ob es sinnvoll wäre ein flexibles 
ÖV-Angebot in ausgewählten Gebieten einzuführen. Dazu wird bis im Jahr 2025 
eine Grundlagenstudie durchgeführt, welche folgende Vorgaben erfüllt: 
 Perimeter definieren (Randgebiete mit keinem oder geringem ÖV-Angebot): 

Gebiet für Pilotprojekt und weitere Gebiete bei erfolgreichem Pilotprojekt 
 Angebotszeiten definieren (Randzeiten, Nebenverkehrszeiten) 
 Einengung von verschiedenen Angebotstypen darlegen 
 Finanzierung klären 
Denkbare Typen von flexiblen ÖV-Angeboten sind: 
 Rufbus (z.B. PubliCar, Kollibri)  
 Sammeltaxi (z.B. MyBuxi mit virtuellen Haltestellen, Pikmi) 
 selbstfahrende Kleinbusse 

 

noch offen 
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GM01.1 Vorgaben zur Steuerung der Verkehrsnachfrage bei 
Neuüberbauungen und Gebieten der Innenentwicklung

Daueraufgabe Sondernutzungsplanung X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

GM01.2 Mobilitätsmanagement in Unternehmen sowie in 
Gemeinden/Verwaltung

Daueraufgabe Sondernutzungsplanung X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

GM01.3 Erhalt und Ausbau von öffentlichen Veloabstellanlagen Daueraufgabe Kommunaler Richtplan Verkehr X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X
GM01.4 Verbesserung der privaten Veloparkierung Im Rahmen der nächsten Revision der 

Nutzungsplanung resp. Parkplatzverordnung
Nutzungsplanung resp. Parkplatzverordnung X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

GM01.5 Förderung von alternativen und emissionsarmen Antriebsformen Daueraufgabe Sondernutzungsplanung X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

GM01.6 Sensibilisierung der Bevölkerung auf die Thematik "nachhaltige 
Mobilität"

Daueraufgabe Legislaturziele X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

GM02.1 Aufwertung und Entlastung Ortsdurchfahrten 2035 Regionaler Richtplan X X X X X X X X X X X X X X X X X X
GM02.2 Prüfung Tempo-30- und Begegnungszonen 2030 Kommunaler Richtplan Verkehr X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X
GM03.1 Stärkung attraktiver Umsteigepunkte - Regionaler Richtplan X X X X X X X X X X X X X X X
GM03.2 Erstellung und Umsetzung eines regionalen P+R-Konzepts Regionales P+R-Konzept bis 2025, Eintrag in den 

regionalen Richtplan im Rahmen der nächsten 
Revision

Regionaler Richtplan
X

GM03.3 Realisierung resp. Ausbau öffentliche Veloabstellanlagen / 
Velostationen an Bahnhöfen

2030 Kommunaler Richtplan Verkehr X X X X X X X X X X X X X X X X X

GM03.4 Einführung Bike-Sharing-Angebot 2025 Kommunaler Richtplan Verkehr X X X
VV01.1 Verbesserung der Infrastruktur für den Veloverkehr je nach Priorität, spätestens bis 2040 Kantonaler Velonetzplan X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X
VV01.2 Verbesserung der Schulwegsicherkeit - - X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X
ÖV01.1 Prüfung neuer tangentialer Buslinien Konzept bis 2025, anschliessend Umsetzung bis 

2030/35 (im Rahmen des Fahrplanverfahrens)
- X X X X X X X

ÖV01.2 Optimierung Linienführung zu wichtigen Zielen 2024/25 (im Rahmen des Fahrplanverfahrens); 
vorher Erarbeitung Konzept

- X X X X X

ÖV01.3 Gezielte Beseitigung lokaler Kapazitätsengpässe im öffentlichen 
Busnetz

2030/40 - X

ÖV01.4 Verbesserung der Umsteigebeziehungen bzw. Anschlüsse 2024/25 (im Rahmen des Fahrplanverfahrens) - X
MIV01.1 Bündelung des Verkehrs auf den Hauptachsen Im Rahmen der nächsten Revision Kommunaler Richtplan Verkehr X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X
MIV02.1 Regional abgestimmtes Management des öffentlichen Parkraums Regionales Parkierungskonzept bis 2025 - X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

MIV02.2 Regelung der privaten Parkierung Im Rahmen der nächsten Revision der 
Nutzungsplanung resp. Parkplatzverordnung

Nutzungsplanung resp. Parkplatzverordnung X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

MIV03.1 Vermeiden von Valet-Parking Im Rahmen der nächsten Revision der 
Nutzungsplanung resp. Parkplatzverordnung

Nutzungsplanung resp. Parkplatzverordnung X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X X

GV01.1 Prüfung und Erhalt neuer Verladestandorte von Kies auf Bahn - Kantonaler Richtplan (Aufnahme ist nach 
Erstellung des Kantonalen Konzepts zu prüfen

X

GV01.2 Stärkung und Erhalt Bauschuttsortierung / Kiesaufbereitung mit 
Verlad auf Bahn

Daueraufgabe Kantonaler Richtplan (Aufnahme ist nach 
Erstellung des Kantonalen Konzepts zu prüfen

X

GV01.3 Verschiebung und Erhalt Freiverlad - Kantonaler Richtplan (Aufnahme ist nach 
Erstellung des Kantonalen Konzepts zu prüfen

X

GV02.1 Förderung einer nachhaltigen Feinverteilung im 
Konsumgüterverkehr

- - X

Übersicht Massnahmenbereiche sowie Initiator der Massnahme

Umsetzung bis Verankerung

Initiator

MassnahmenbereichNr.
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